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Wozu brauchen wir ein neues
Grundsatzprogramm?
Albrecht Martin

Die Frage ist berechtigt, und eine
schlüssige Antwort zu suchen, ist Auf-
gabe aller Gliederungen der Partei,
denen jetzt der Entwurf des Grundsatz-
programms zur Stellungnahme zuge-
gangen ist. Es könnte ja sein, daß eine
Mehrheit der Parteimitglieder emp-
fiehlt, den Text des Programms von
1978 unverändert beizubehalten.

Im Gespräch:

in neues

Grundsatzprogramm

Diski issionsentwurf CDU

so^ zu emer intensiven
Diskussion des Entwurfs

eines neuen Grundsatzprogramms ge-
nutzt werden, an dem sich nicht nur
Parteimitglieder, sondern auch mög-
lichst alle gesellschaftlichen Gruppen
beteiligen.

Auch die Frage ist berechtigt, ob die
CDU überhaupt ein Grundsatzpro-
gramm nötig hat; bekanntlich hat die
Partei unter Adenauer Wahlen gewon-
nen und eine erfolgreiche Politik mit
klaren Konturen geprägt - ohne Grund-
satzprogramm. Was diese Partei poli-
tisch wollte, das war den Wählerinnen
und Wählern auch ohne dies klar. Ja,
die Frage nach der Notwendigkeit eines
solchen Programms ist sogar vom
Selbstverständnis der Partei her berech-
tigt; denn ergibt sich nicht alles aus dem
grundlegenden Satz, der im Programm
von 1978 wie im Entwurf von 1993 steht.
„Die Politik der CDU beruht auf dem
christlichen Verständnis vom Menschen
und seiner Verantwortung vor Gott"?

Solange man an dieser grundlegen-
den Aussage festhält, sind alle weiteren
Ausführungen, alle Konkretionen, ei-
gentlich nur Entfaltungen. Es ist daher
nicht zufällig, daß die Union lange Zeit
mit Wahlprogrammen ausgekommen
ist. In den ersten 2 Jahrzehnten nach
dem Ende des 2. Weltkrieges, dem
Sturz der NS-Herrschaft und der Tei-
lung Europas und unseres Vaterlandes
bestand in der Partei und dem Großteil
ihrer Wählerschaft auch noch weitge-
hender Konsens darin, was diese beiden
Grundpfeiler - christliches Menschen-
bild und Verantwortung vor Gott -
bedeuteten und welche politischen
Konsequenzen sich aus ihnen ergäben:
die unverletzliche Würde des Men-
schen, die sich in Freiheit entfalten soll
und durch die Verantwortung für den
Mitmenschen - den Nächsten - zugleich
gebunden ist; die Notwendigkeit staatli-

cher Ordnung und gesellschaftlicher
Regelungen, damit Freiheit in Verant-
wortung gelebt werden kann; das Ver-
ständnis vom Menschen in seiner ge-
schichtlichen Bindung, und d.h. das
Ernstnehmen von Volk und Nation und
damit die Aufgabe, am Selbstbestim-
mungsrecht auch des eigenen Volkes
festzuhalten und für seine Einheit zu
wirken; das Wissen um Grenzen und
Fehlbarkeit des Menschen und daraus
folgend der Verzicht auf ein Programm
der vollkommenen Welt.

Praktische Gestaltung der Politik

Das alles ist heute so richtig, wie es
damals richtig war. Daß die Union 1978
ein Grundsatzprogramm beriet und ver-
abschiedete, machte schon deutlich, daß
man die Notwendigkeit sah, die eigenen
politischen Vorstellungen von der
Grundlage aus weiter zu entfalten und zu
erläutern - angesichts der Verhältnisse,
wie sie sich in den 70er Jahren darstell-
ten. Jetzt muß das erneut geschehen;
denn wer könnte bestreiten, daß die
Verhältnisse sich in vielfältiger Weise
gewandelt haben und daß wir vor Aufga-
ben und Herausforderungen stehen, die
man in den 70er Jahren nicht kannte.

Ein neues Grundsatzprogramm der
Union ist also ganz anders begründet als
der bedeutsame Schritt des Godesber-
ger Programms, in dem die deutsche
Sozialdemokratie sich weitgehend vom
Marxismus abwandte, mit der Aner-
kennung des christlichen Glaubens als
Grundlage politischen Handelns sich
dem Christentum und den Kirchen öff-
nete und die Bedeutung des Marktes als
Freiheit sichernde Kraft anerkannte.
Das war eine tiefgreifede Änderung,
und die innerparteilichen Diskussio-
nen, denen sich die SPD seitdem ausge-
setzt sieht, zeigen deutlich, daß die
Veränderung der Grundlagen zu einer
erheblichen Unsicherheit hinsichtlich
des gesamten politischen Kurses der
Partei geführt hat.
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Nun haben in letzter Zeit namhafte
Repräsentanten der katholischen Kir-
che an die Union die Forderung gerich-
tet, das C aus ihrem Namen zu strei-
chen, da die Politik der CDU nicht
mehr christlichen Grundüberzeugun-
gen entspreche und von gläubigen
Christen nicht mehr verantwortet wer-
den könne. Wäre der Vorwurf berech-
tigt, so wäre der Union in der Tat die
geistige Grundlage entzogen; der Vor-
wurf ist meiner festen Überzeugung
nach aber eben nicht berechtigt!

Nachdenklich sollte schon die Tatsa-
che machen, daß jene Repräsentanten
der Union, an deren Meinung man
Anstoß nimmt, sich selbst als Christen
und Glieder ihrer Kirchen verstehen.
Vor allem aber gibt zu denken, daß
auch innerhalb der Kirchen die An-
sichten keineswegs einhellig sind,
wenn es um die Antwort auf die Frage
geht, wie bei der praktischen Gestal-
tung der Politik den Geboten der
Nächstenliebe und der Wahrung der
Menschenwürde am besten entspro-
chen werden könne.

Was also als Unsicherheit in der
Wahrung der christlichen Grundlagen
erscheint, das ist in Wahrheit ein
Merkmal christlicher Existenz: wenn
es richtig ist, daß Gott den Menschen
in die Verantwortung gerufen hat,
dann kann kein Christ dem anderen
Christen das Bemühen absprechen,
sich in seinem Handeln an dem Gebot
Gottes zu orientieren. Selbstverständ-
lich aber bleibt die Möglichkeit, ja die
Notwendigkeit, die Vorstellungen und
Vorhaben der Union auf den verschie-
denen politischen Aufgabenfejder dar-
aufhin zu überprüfen, ob sie den
Grundüberzeugungen entsprechen.

Da verantwortliches Handeln immer
unter den jeweils gegebenen Voraus-
setzungen erfolgt, muß gerade der
grundsatztreue Politiker von einer ge-
nauen Analyse der Gegebenheiten
ausgehen. Entscheidungen, die unter
bestimmten Voraussetzungen gera-
dezu zwingend sich ergaben, können
bei Festhalten an den Grundsätzen,
aber angesichts gewandelter Voraus-
setzungen, verantwortungslos sein!

Nun kann kein Mensch bestreiten,
daß sich in den beiden letzten Jahr-
zehnten die weltpolitische Lage tief-
greifend gewandelt hat, nicht zuletzt
die Lage der Bundesrepublik Deutsch-
land; und die CDU hat zu ihrem Teil zu
dieser Wandlung beigetragen. Nie-
mand kann ernsthaft bestreiten, daß
weder die Einigung Europas noch die
Wiedervereinigung ohne die Politik

der Union den Verlauf genommen hät-
ten, der zum Erfolg führte. Gewandelt
hat sich die Gesellschaft der Bundesre-
publik, und verändert ist auch, und das
ist für eine C-Partei besonders wichtig,
die geistige Lage; und auch hier gilt,
daß wir alle daran teilhaben, freudig
vorantreibend oder auch mißtrauisch
zögernd. Jedenfalls zwingt uns das al-
les zu überlegen, wie wir den neuen
Herausforderungen gerecht werden
wollen.

Neuen Herausforderungen
gerecht werden

Warum wir ein neues Grundsatzpro-
gramm brauchen, macht man sich am
besten klar, wenn man fragt, welche
Folgen die Veränderung der Lage für
unsere Politik hat. Jedes politische
Gespräch macht uns deutlich, daß viele
Bürgerinnen und Bürger zwar die Ver-
änderung registrieren, daß es ihnen
aber schwerfällt, sich eine Vorstellung
von dem zu machen, was nun zu tun
nötig ist. Nennen wir aus dem Bereich
der Außenpolitik zwei Fragen: über 4
Jahrzehnte war es Aufgabe aller deut-
schen Außenpolitik, die Freiheit der
Bundesrepublik zu sichern und die
Option für die Wiedervereinigung of-
fenzuhalten. Wer auf die Weltkarte
blickte, dem waren Lage und Aufgabe
der Bundesrepublik klar; aber was
nun? Was bedeutet jetzt „Politik der
Friedenssicherung", was heißt nun,
dem Wohl des Deutschen Volkes zu
dienen, seinen Nutzen zu mehren und
Schaden von ihm zu wenden, wie es der
Amtseid des Bundespräsidenten und
aller Mitglieder der Bundesregierung
fordert?

Oder, um das 2. Beispiel zu nennen,
haben wir wirklich schon ein ungebro-
chenes Verhältnis zur Rolle unserer
Streitkräfte gefunden? Es war ja auch
ein weiter Weg von einer Bundesrepu-
blik, die alle Streitkräfte ablehnte,
über den Beitrag zur Verteidigung ge-
gen gewaltige Armeen, die drohend
am eisernen Vorhang aufmarschiert
waren, bis hin zu der heute drängenden
Frage, ob deutsche Truppen im Rah-
men der Friedenssicherung durch die
Völkergemeinschaft eingesetzt werden
sollten!

Und wie antworten wir auf die Ver-
änderung der Gesellschaft, in der wir
leben? Welche Lösung schlagen wir
vor, um mit der Tatsache zurecht zu
kommen, daß die Zahl alter und sehr
alter Menschen zunimmt und im Ver-
hältnis dazu die Jüngeren weniger wer-
den?

Problem Pflegeversicherung

Man kann das System einer umfas-
senden Betreuung durch öffentliche
Hand und freie Träger entwickeln und
der jüngeren Generation den Weg zu
einer durch solche Pflege unbelasteten
Selbstverwirklichung vorgaukeln. Man
kann aber auch versuchen, alle fürsor-
genden Kräfte zu stärken, die aus der
verwandtschaftlichen Nähe ihre Moti-
vation gewinnen, auch wenn man
weiß, daß solche Betreuung vielleicht
nicht so perfekt gelingt. Denn zur
Familie gehört doch wohl auch das
gemeinsame Tragen von Lasten und
Belastungen. Und gerade weil das we-
sensmäßig zur Familie gehört, muß sie
entlastet werden. Man hilft ihr nicht,
indem man sie auflöst oder zur jeder-
zeitigen Disposition stellt, auch n'"M
dadurch, daß man die Aufgaben i
Institutionen des Staates gibt, sondern
dadurch, daß man Lasten tragen hilft.

Verständnis von Ehe und Familie

Von diesem Ansatz her erklärt sich
auch die Antwort auf die Frage nach
unserem Verständnis von Ehe und Fa-
milie. Wer die Ehe nicht schließen will,
hat dazu das Recht; kein Vorwurf soll
ihn treffen. Aber die rechtliche Gleich-
stellung von nichtehelichen Lebensge-
meinschaften mit der Ehe wäre ein
Widerspruch in sich und bedeutet in
der Konsequenz nicht anderes als die
Übertragung aller Risiken auf die Ge-
meinschaft. Solche Entscheidung mag
unpopulär sein und gegen starke
Trends unserer Zeit stehen, aber - "r

das nicht will, der soll Antwort ge. i
auf die Frage, wie er sich eine Gesell-
schaft vorstellt ohne die personalen
Beziehungen von Liebe und Treue,
von Fürsorge und Verantwortung.
Wenn irgendwo, dann wird in diesem
Bereich die Grundsatztreue der Union
sichtbar.

Daß in dem Entwurf des Grundsatz-
programms die Aufgabe, die Schöp-
fung zu bewahren, einen breiten Raum
einnimmt, hat zu dem Urteil geführt,
die CDU sei „grüner" geworden.
Nichts ist weniger berechtigt, wenn
man mit „grün" eine bestimmte politi-
sche Bewegung meint. Der Union geht
es darum, die in der Tat neu gesehene
Aufgabe, die Umwelt zu schützen, als
Bewahrung der Schöpfung ernstzuneh-
men. Wenn wir die Bewahrung der
Schöpfung wollen, dann tun wir es in
der Verantwortung vor Gott, dem
Schöpfer eben dieser Schöpfung. Das
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grenzt uns ab gegen alle Naturschwär-
merei und gegen eine Vorstellung von
einer Welt, die möglichst vom Men-
schen unberührt sein soll. Darüber
handelt Klaus Töpfer an anderer Stelle
ausführlicher.

Die Modernität des Entwurfs be-
steht nicht zuletzt darin, daß er ganz
unbefangen von Kräften spricht, die
häufig tabuisiert werden. Er stellt die
Frage nach unserem Verständnis von
der Nation, gerade angesichts des Zu-
sammenwachsens der Nationen, und

er betont die Notwendigkeit des star-
ken Rechtsstaates, damit die gesell-
schaftlichen Kräfte in ihrer Vielfalt
sich entfalten können und damit der
Einzelne in Freiheit verantwortlich
sein Leben gestalten kann.

Ich schließe mit einer Bitte: wer zu
dem Entwurf des Grundsatzpro-
gramms greift, der sollte nicht nur nach
den Abschnitten suchen, die ihn be-
sonders angehen, sondern sollte die
Mühe auf sich nehmen und das ganze
Programm lesen. Denn dieser Pro-

grammentwurf macht Ernst mit der
Forderung, der alle verantwortliche
Politik entsprechen muß: die einzelnen
Probleme immer im Zusammenhang
des ganzen Lebens zu sehen und unter
der Kontrolle durch die Grundüber-
zeugungen zu entscheiden und zu han-
deln.

Anm.: Albrecht Martin, Staatsminister a.D.,
war von 1984 - 1990 EAK-Bundesvorsitzender
und gehört der CDU-Grundsatzprogrammkom-
mission an.

Das 'C' im Namen unserer Partei:
Verpflichtung, Herausforderung oder Chance für eine
dem Menschen gerechte Politik?

Hackler
Seit der Gründung der CDU ist das

'C' im Namen unserer Partei vielen
Zeitgenossen ein Ärgernis. Sie haben
die Sorge und erheben den Vorwurf,
daß unsere „Partei die Christenge-
meinde und ihre Botschaft gerade mit
ihrer Christlichkeit auf Schritt und
Tritt kompromitiert", wie es der Theo-
loge Karl Barth ausgedrückt hat. Vie-
len Zeitgenossen ist das 'C' im Namen
einer politischen Partei ein Ärgernis,
weil wir damit einen moralischen An-
spruch stellen, dem wir nicht standhal-
ten können. Weil wir das 'C' im Namen
führen, wird uns unterstellt, wir stell-
ten die christliche Lebensgrundhaltung
anderer in Frage. Dies ist in keinem
Fall unsere Absicht.

iese Anfragen an unser Selbstver-
ständnis und dieser Ärger über unse-
ren Namen macht deutlich: Wir tragen
das 'C' nicht zur Dekoration in unse-
rem Namen. Und wir dürfen das nicht.
Das 'C' ist für uns eine Verpflichtung,
eine enorme Herausforderung und,
wie ich meine, die Chance, ja die
einzige Chance, für eine dem Men-
schen gerechte Politik. Das 'C' ist kein
Gütesiegel für unsere Politik. Das 'C'
ist vielmehr ein enormer Anspruch an
unser Reden und Handeln. Und die-
sem Anspruch wollen wir nicht auswei-
chen. Diesem Anspruch wollen wir uns
stellen. Das ist der Konsens in unserer
Partei und dieser Konsens trägt die
Partei. Das 'C' ist der entscheidende
Integrationsfaktor für unsere gemein-
same Arbeit. Es steht nicht für eine
christliche Politik - die gibt es in der
Tat nicht -, sondern für eine Politik,
die aus christlicher Verantwortung
heraus betrieben wird.

Integrationsfaktor für unsere
gemeinsame Arbeit

Was meint das aber? Politik aus
christlicher Verantwortung. Was ist
christlich? Der katholische Theologe
Hans Küng formuliert es so: „Gegen
alle, ob gut gemeinte Zerdehnung,
Vermengung, Verdrehung und Verlet-
zung des Christlichen sind die Dinge
ehrlich beim Namen zu nennen, die
Begriffe beim Wort zu nehmen: Das
Christentum der Christen soll ja christ-
lich bleiben! das Christentum bleibt
jedoch christlich nur dann, wenn es
ausdrücklich an den einen Christus
gebunden bleibt. Und dieser ist nicht
irgendein Prinzip oder eine Intentiona-
lität oder eine Haltung oder ein evolu-
tiver Zielpunkt. Er ist vielmehr eine
ganz bestimmte, unverwechselbare
und unnauswechselbare Person mit ei-
nem ganz bestimmten Namen! Das
Christentum läßt sich schon von sei-
nem Namen her nicht in ein namenlo-
ses anonymes Christentum einebnen
oder aufheben. Das unterscheidend
Christliche ist der Christus selbst."

Christsein bedeutet demnach, „in
der Nachfolge Jesu Christi, in der Welt
von heute wahrhaft menschlich leben,
handeln, leiden und sterben - in Glück
und Unglück, Leben und Tod, gehal-
ten von Gott und hilfreich den Men-
schen." In der Nachfolge Christi sehen
wir den Menschen neu. Wir sehen ihn
als Gottes Geschöpf, als unsere Schwe-
ster, als unseren Bruder. Und wir ler-
nen uns selbst kritisch zu sehen. Eben
als die, die Utopien nicht verwirkli-
chen können ohne unendliches Leid zu

verursachen und unendliche Schuld
auf uns zu nehmen. Wir sehen uns als
Menschen mit Schwächen und mit
Grenzen. Als Menschen, die obwohl
wir das Beste wollen, nur das Beste
wollen, doch oft nur Böses bewirken.

Dienst am Menschen

Durch Christus wissen wir um unser
Schuldigwerden, um unsere Schuld
und um unsere Unvollkommenheit.
Dieses Wissen bedeutet keinen Makel
der menschlichen Existenz, im Gegen-
teil, dieses Wissen befreit uns zu sachli-
chem, ideologiekritischen vernünfti-
gen Handeln. Einem Handeln, das
zuerst danach fragt, was dem anderen
dient, was Lebensmöglichkeiten eröff-
net. Als Christen versuchen wir, die
Liebe Gottes, die seiner ganzen Schöp-
fung, die allen Menschen gilt, wenig-
stens zeichenhaft weiterzugeben mit
unserem Leben. Mit unserem höchst-
persönlichen Einsatz für andere.
Darum versteht sich die CDU als eine
Partei der christlichen Existenz in die-
ser Gesellschaft, in der Welt. Nicht als
eine Partei des ideologischen Dogma-
tismus. Hermann Ehlers charakteri-
sierte das 'C' im Parteiennamen fol-
gendermaßen:

„Die Menschen leben nicht von der
richtigen Theologie - so wichtig sie für
Lehre und Verkündigung der Kirche
ist -, sondern sie leben davon, daß die
Priester und Leviten an der Straße von
Jerusalem nach Jericho nicht an dem,
der unter die Räuber gefallen ist, vor-
beigehen, weil sie gerade mit höchst
bedeutsamen theologischen Erwägun-
gen beschäftigt sind."

Politik aus christlicher Verantwor-
tung, diese Erkenntnis ist das blei-
bende Verständnis Hermann Ehlers,
zeichnet sich durch Nüchternheit,
Sachlichkeit und Sachgemäßheit aus.
Das 'C' leitet uns an, in der Welt den
Realitätssinn nicht zu verlieren. Das
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Gerechtigkeit

christliche Menschenbild weiß eben
um die Unvollkommenheit des Men-
schen. Politik in der gefallenen und
noch nicht erlösten Welt zu gestalten,
heißt demnach auch, Kompromisse
einzugehen, denn alle menschlichen
Ordnungen sind fehlerhaft und des-
halb nie absolut zu setzen. Politik aus
christlicher Verantwortung betreiben
ist Dienst am Menschen. Ein Dienst,
der jede Form der Weltflucht verbie-
tet. Aber dieser Dienst ist immer ein
Dienst in der Hoffnung des Erlöstwer-
dens durch Gott. Es ist daher kein
quälender, sondern ein fröhlicher
Dienst, der allerdings oft auch sehr
belastet. Nur diese Belastung gehört
zum Menschsein dazu.

Das 'C' in unserem Parteinamen
zwingt uns zur Stellungnahme. Wenn
individuelle Freiheit und Egozentrik
mißverstanden wird, wenn wir in einer
Gesellschaft leben, in der nicht Solida-
rität, sondern Entsolidarisierung zu
Schlagworten werden. Besser gesagt,

wenn zwar das Wort Solidarität über
die Lippen geht, in Wahrheit aber
Entsolidarisierung gemeint ist. Im Zei-
chen des 'C' kann es richtig sein, Wach-
stum zu bejahen, aber es stellt sich
sofort die Frage: Wozu brauchen wir
das Wachstum und was machen wir
damit? Im Zeichen des 'C' kann es
richtig sein, Wohlstand zu fordern,
aber wieviel und für wen muß mitbe-
dacht werden. Im Zeichen des 'C'
können wir keine Politik machen, die
auf Deutschland beschränkt ist. Im
Zeichen des 'C' sind unsere Nachbarn
unsere Nächsten. Die Nachbarn in Ost
und West, in Nord und Süd. Das 'C' in
unserem Parteinamen zwingt uns zu
einer ganzheitlichen Politik. Es erlaubt
uns keine isolierte Existenz.

Nicht aufgebbare Identität

Ich sehe das 'C' als die Chance für
unsere Partei. Wir können als Christen
oder in der Nachfolge Christi gerade in

Zeiten des Umbruchs und den Zeiten
der Krise, Orientierung geben, das
Wesentliche ansprechen, Problemlö-
sungen aufzeigen, deutlich machen,
daß das Heil der Welt nach der Über-
windung des Ost-West-Konfliktes kei-
nesfalls angebrochen ist. Für mich be-
deutet das 'C' in unserem Parteinamen
nicht aufgebbare Identität. Aber die-
ses 'C' ist kein Besitz, der mir erlaubt,
mich ruhig zurückzulehnen. Dieses 'C"
bedeutet Verpflichtung, bedeutet:
Ständig aktiv sein für die Menschen in
meiner Nähe, in meiner Stadt, in mei-
nem Bundesland, in meinem Land, in
Europa, Verantwortung tragen für die
Menschen in der Welt. So verstanden,
kann politische Verantwortung auch
Freude bereiten, so lohnt es sich, aktiv
zu sein, so brauchen wir auch keine
übertriebenen Ängste vor der nächsten
Wahl und der Zukunft zu haben.

Anm.: Dieter Hacker ist seit 1991 Bundcsbeauf-
tragter für den Zivildienst und war viele Jahre
Pfarrer an der Kreuzkirche, Bonn.

Versöhnung von Widersprüchen
Anmerkungen zum Thema „Gerechtigkeit"
Angela Merkel

Gerechtigkeit ist einer der drei Grundwerte der CDU. Er steht in unmittelbarem
Zusammenhang mit dem christlichen Menschenbild. Im Entwurf des neuen
Grundsatzprogrammes der CDU heißt es, daß wir den Menschen nicht als das Maß
aller Dinge betrachten, sondern als Geschöpf Gottes. Wir wissen um die
Fehlbarkeit des Menschen und die Grenzen politischen Handelns. Genau dies ist
es, woraus ich und sicher viele andere überhaupt die Kraft schöpfen, politisch tätig
zu sein. Ansonsten müßten wir verzweifeln, wenn wir davon ausgehen wollten, daß
eine Unfehlbarkeit von uns verlangt würde oder möglich wäre. Dann müßten wir
sofort aufgeben, weil wir diesem Anspruch nicht genügen könnten.

Es ist dabei beruhigend, daß die
CDU aus ihrem christlichen Men-
schenbild heraus feststellt, daß in der
Politik alles Handeln, wie jedes andere
menschliche Handeln auch, endlich
und begrenzt sein wird, daß wir Fehler
machen können und auch machen wer-
den. Aber im Rahmen des christlichen
Menschenbildes versuchen wir das
Mögliche. Mehr wird allerdings auch
nicht von uns erwartet.

Eine der wesentlichen Grundlagen
des Politikverständnisses der Christli-
chen Demokratischen Union ist es,
daß wir davon ausgehen, in einer Welt
von Widersprüchen und Gesellschaf-
ten von Widersprüchen zu leben. Poli-
tisches Handeln heißt vor diesem Hin-
tergrund, diese Widersprüche aufzulö-
sen oder miteinander in Einklang zu

bringen, sie so zu versöhnen, daß das
friedliche Leben auch in diesen Wider-
sprüchen möglich wird. Die Versöh-
nung von Widersprüchen ist unsere
Aufgabe, absolute Gerechtigkeit wer-
den wir aber nicht erreichen.

Voraussetzung der Versöhnung von
Widersprüchen, von Gerechtigkeit in
diesem Sinne ist, daß Menschen sich
frei entfalten und ihre eigenen Lebens-
chancen wahrnehmen können. In die-
sem Sinne geht es um eine Politik
ausgleichender Gerechtigkeit. Sie er-
fordert Chancen für jeden.

In unserer heutigen politischen Si-
tuation stellt sich beim notwendigen
Ausgleich von Widersprüchen nun die
Frage, wie es denn zum Beispiel mit
dem Verhältnis von Freiheit, die wir
für jeden in Anspruch nehmen wollen,

und Verantwortung steht, die mit die-
ser Freiheit verbunden ist. Der Zusam-
menhang von Freiheit und Verantwor-
tung muß wieder deutlicher werden,
wenn wir dem Ziel der Gerechtigkeit
näherkommen wollen.

Verhältnis von Freiheit und
Verantwortung

Der katholische Theologe Oswald
von Nell-Breuning hat in seinem
gleichnamigen Buch Solidarität < ' 4

Subsidiarität als die „Bausteine ^ A
Gesellschaft" bezeichnet, unter denen
Freiheit und Verantwortung lebbar
sind. Solidarität und Subsidiarität sind
wesentliche Elemente, um überhaupt
so etwas wie Gerechtigkeit zu errei-
chen. Heute scheint mir die Frage, wie
weit der einzelne seine Freiheit in
Anspruch nehmen darf und wie weit er
seine Pflichten zum Wohle des Ge-
meinsamen eingehen muß, eine der
wesentlichen Fragen zu sein, an der
sich dann auch das Maß von Gerechtig-
keit orientieren wird, das wir errei-
chen.

Nach dem Krieg gelang es mit der
Einführung der sozialen Marktwirt-
schaft, den Widerspruch zwischen Ka-
pital und Eigentum auf der einen Seite
und sozialem Ausgleich auf der anderen
Seite miteinander zu versöhnen. Die
soziale Marktwirtschaft war das Ergeb-
nis eines bestimmten Menschenbildes.
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JL jitdesministerin Dr. Angela Merkel: Es geht um eine Politik ausgleichender
Gerechtigkeit Foto: Werner Schüring

Es ist ein Menschenbild, das davon
ausgeht, daß der Mensch von sich aus
nicht nur gut ist, daß man - anders als
im sozialistischen Verständnis vom
Menschen - nicht einfach glaubt, mit
Hilfe bestimmter Persönlichkeiten
oder guter Leitsätze alle Menschen
schon auf den rechten und idealen Weg
führen zu können. Wie dieses aussieht,
habe ich selber erlebt. Beglückungs-
theorien dieser Art können eine gute
und gerechte Gesellschaft nicht auf-
bauen.

Ökologische Marktwirtschaft
•• -»antreiben

jy :

Gesellschaftliche Widersprüche zei-
gen sich heute wieder an anderen Stel-
len. Ich verweise hier zum Beispiel nur
auf die Notwendigkeit einer ökologi-
schen Marktwirtschaft. Wie steht es
mit dem Ausgleich des Widerspruchs
zwischen Gewinn auf der einen Seite
und Schutz der Natur auf der anderen
Seite?

Wir haben Ansätze einer Umwelt-
politik, die diesen Widerspruch aus-
gleichen sollen. Es ist aber immer noch
nicht vollständig gelungen, Mechanis-
men zu entwickeln, die uns garantie-
ren, daß das, was wir in dieser Welt
machen, nicht zu schwerwiegenden
Schäden für die Zukunft führt.

Ein weiteres Beispiel ist der Nord-
Süd-Konflikt. Wir müssen hier Aufga-
ben bewältigen, ohne die wir auch
unseren Wohlstand in unserem Land

und die Versöhnung bestimmter Wi-
dersprüche nicht weiter erreichen kön-
nen.

Vor diesem Hintergrund ist auch die
Diskussion um das neue Grundsatz-
programm der CDU außerordentlich
wichtig. Denn genau hier müssen wir
versuchen, Antworten auf die neuen
Fragen und Probleme zu geben.

Wir müssen dabei zeigen, daß wir
wieder lernfähig werden, daß wir auch
materielle Vorzüge und unseren Wohl-
stand an einigen Stellen in Frage stel-
len. Die deutsche Einheit macht uns
deutlich, daß wir nicht auf Dauer mit
ganz unterschiedlichen Lebensniveaus
in Ost- und Westdeutschland auskom-
men werden.

Wir müssen zeigen, daß es auch
etwas mit mehr Gerechtigkeit zu tun
hat, wenn wir bestimmte Abstriche an
liebgewonnenen Lebensgewohnheiten
vornehmen. Wir dürfen dabei von
vornherein nichts tabuisieren. Das hat
überhaupt nichts damit zu tun, daß
damit unsere Lebensqualität sinkt. Ge-
nau das Gegenteil ist der Fall. Ich
glaube nämlich nicht, daß durch eine
bestimmte Einschränkung, durch ei-
nen sparsameren, sinnvolleren und be-
dächtigeren Umgang mit bestimmten
Ressourcen unsere Lebensqualität so-
fort sinkt. Glück und Zufriedenheit
hängen nicht unbedingt mit der Höhe
des materiellen Lebensstandards zu-
sammen. Manchmal gewinnt man so-
gar den Eindruck, Glück und Zufrie-
denheit werden auf keinen Fall besser

erfahrbar mit höherem Lebensstan-
dard.

Rahmenbedingungen für eine
Gesellschaft schaffen

Heutzutage wird nur zu oft voraus-
gesetzt, daß Politik und Parteien bei-
nahe für das ganze Leben verantwort-
lich sind. Politik kann und soll keine
Antworten auf den Sinn des Lebens
geben. Politik kann auch keine Ant-
wort auf das Glück des einzelnen ge-
ben. Politik muß vielmehr deutlich
machen, daß sie Rahmenbedingungen
einer Gesellschaft schaffen kann und
muß, die eine Möglichkeit bieten, die
Freiheit des Individuums zu verwirkli-
chen. Wir können aber den einzelnen
nicht zum Glück in seinem Leben ver-
helfen. Gerechtigkeit, die durch Poli-
tik hervorgebracht wird, muß immer
eine eingeschränkte Gerechtigkeit
bleiben.

Genau deshalb ist Gerechtigkeit in
der Welt nicht etwa ausschließlich
durch die Politik oder durch eine Partei
zu schaffen, sondern Gerechtigkeit ist
eine Frage, die jeden einzelnen in
seinem Leben angeht. Dabei stellt sich
für jeden einzelnen die Frage, wieviel
er für seine eigene Freiheit tun kann
und welchen Anteil er für die Gemein-
schaft erbringen muß. Gerechtigkeit in
diesem Sinne erfordert dann auch die
Beweglichkeit einer Gesellschaft und
die Bereitschaft zur Veränderung. Ge-
nau hier stelle ich in der Bundesrepu-
blik Deutschland Defizite fest, die ge-
rade im Zusammenhang mit der deut-
schen Einheit offenkundig werden.

Ich habe den Eindruck, daß sich
unsere Gesellschaft an die Aufteilung
und Verteilung der Ansprüche und
Rechte aller Gruppen gewöhnt hat.
Daraus entsteht oft die mangelnde Be-
reitschaft, von überkommenen An-
sprüchen und Besitzständen abzurük-
ken. Vielmehr scheint sich eine Hal-
tung breitzumachen, die die Gestal-
tung dieser Gesellschaft nur darin
sieht, daß mehr Wachstum erzielt
wird, daß jede Gruppe in dem fein
aufgeteilten Handlungsspielraum ein
bißchen mehr Verteilungszuwachs er-
hält.

Als ich in voller Überzeugung dem
Artikel 3 des Grundgesetzes beigetre-
ten bin, habe ich dieses getan in dem
Bewußtsein, daß ich jetzt in eine be-
wegliche Gesellschaft hineinkomme,
die fähig ist zur Veränderung und Fle-
xibilität. Ich habe die DDR immer als
etwas sehr Starres erlebt, in der im
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Grunde nur irgendein Zentrum, das
mir persönlich sehr fernstand, über die
Verteilung der Ressourcen entschie-
den hat. Ich habe das System der
Bundesrepublik Deutschland als ein
System erwartet, das auf die äußeren
Erfordernisse und Ausgangsbedingun-
gen flexibel reagiert. Aber heute muß
ich feststellen, daß sich diese Beweg-
lichkeit nicht selten in Grenzen hält.

Dies ist mir zum Beispiel als Jugend-
ministerin besonders im Zusammen-
hang mit der Vereinigung der Jugend-
gruppen und Jugendorganisationen
aufgefallen. Wer zum Beispiel dem
Deutschen Bundesjugendring beitre-
ten wollte, mußte sich bestimmten Be-
dingungen anpassen, unter denen die-
ser Beitritt möglich ist. Unerläßliche
Voraussetzung ist hier, daß in minde-
stens sechs Bundesländern ein Landes-
verband gegründet wird. So müssen
Jugendliche aus den neuen Bundeslän-
dern, die z.B. in Sachsen und Thürin-
gen eine Jugendorganisation ins Leben
gerufen hatten, dies aber nicht in sechs
Bundesländern erreichten, zunächst
einmal darauf hinarbeiten, in den ge-
forderten sechs Bundesländern einen
Landesverband zu gründen, ansonsten
könnten sie dem Deutschen Bundesju-
gendring nicht beitreten. Natürlich ist
dies dann kaum einer Gruppe gelun-
gen, allenfalls, wenn sie sich jetzt mit
einer der schon bestehenden Organisa-
tionen vereinigt.

Dieses Beispiel zeigt mir, daß die
deutsche Einheit ein sehr wichtiger
Prüfstein sein kann, der Bundesrepu-
blik Deutschland insgesamt wieder
mehr Beweglichkeit zu verschaffen
und damit auch vielleicht wieder mehr
Gerechtigkeit. Die deutsche Einheit
beschert uns derart viele neue Wider-
sprüche, daß wir alte Mechanismen
überprüfen müssen. Deshalb ist die
deutsche Einheit auch eine ungeheure
Chance für die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt. Es geht dann
nicht einfach nur um eine Belastung
z.B. beim wirtschaftlichen Aufbau
Ostdeutschlands, schon gar nicht um
eine Belastung, die man ausschließlich
auf finanzielle Transferleistungen re-
duzieren kann.

In der Bundesrepublik Deutschland,
vor allem in den alten Bundesländern,
hätte sich über kurz oder lang auch
ohne die deutsche Einheit die Notwen-
digkeit von mehr Beweglichkeit und
Lernfähigkeit gezeigt, schon allein
durch die Verwirklichung des europä-
ischen Binnenmarktes. Auch West-
deutschen muß klar werden, daß wir
durch die deutsche Einheit nun die

große Chance bekommen, wieder neu
zu lernen, auf veränderte Anforderun-
gen reagieren zu können. Wir haben
gleichzeitig natürlich den Zwang, be-
stimmte Probleme zu lösen, die uns
dann auch wieder zu mehr Gerechtig-
keit führen.

Das Streben einer Partei nach Ge-
rechtigkeit ist notwendig, eine Gesell-
schaft insgesamt wird aber nur dann als
gerecht empfunden, wenn alle dabei
ihre Verantwortung wahrnehmen. Wir

dürfen die Verantwortung nicht ein-
fach an Politiker und Parteien und
andere Instanzen delegieren und die
Freiheit nur auf uns Bürger beziehen.
Das wäre eine Arbeitsteilung, die mit
Demokratie aus meiner Sicht unver-
träglich ist.

Anm. Auszug aus einem Vortrag im Rahmen der
Begegnungstagung des EAK Niedersachsen:
„Gerechtigkeit und Rechtfertigung in einer un-
gerechten Welt" in Hermannsburg.

„Der schwierige Weg von der Wahrheit
zur Versöhnung - eine Zwischenbilanz"
Gesprächsabend mit dem Stasi-Beauftragten, Pfarrer Joachim
Gauck, die Gesprächsleitung hatte Dr. Helmut Herles, Chefredak-
teur des Bonner General-Anzeigers, im Februar in Bonn. L

Dr. Helmut Herles:

Wie verstehen Sie Ihre Aufgabe?
Wann beenden Sie sie? Wer hat Sie für
diese Aufgabe bestimmt? Wie lange
dauert es bei Ihnen, bis man zu einer
Antwort kommt? Wieviel Prozent der
vielen, vielen Eingaben und Fragen
dieses ungeheuren Konvoluts von Pa-
pier, bei dem ich mich scheue von
einem Aktenberg zu sprechen, denn
seit wann können denn Denunzianten
Akten anlegen, wann ist das alles abge-
wickelt?

Pfarrer Joachim Gauck:

Ich beginne mit der ersten Frage: Wie
verstehe ich den Auftrag, den ich habe.
Nun, ich bin Amtsträger in einem
Amt, das der Gesetzgeber, der Deut-
sche Bundestag, beschrieben hat in
einem Gesetzeswerk, das sich Stasi-
Unterlagengesetz nennt. Die Aufga-
ben, die dort enthalten sind, sind frei-
lich Dinge, die mehr beinhalten als nur
das Manageing eines komplizierten
Erinnerungs- oder Ausleseverfahrens
oder auch Erziehungsprozesses. Ver-
schiedene Elemente sind aufgehoben
in diesem Gesetzeswerk. Aufgehoben
aus dem Veränderungswillen von De-
mokraten aller politischer Lager. Und
insofern fällt mir die Frage schwer, zu
beantworten, wie ich diesen Auftrag
verstehe. Ich habe zu einem Punkt
gesagt, ich bin Amtsträger. Das heißt,
ich bin dem Recht der Bundesrepublik
Deutschland verpflichtet, insbeson-
dere, wie es in dem genannten Gesetz
formuliert worden ist. Dazu gehört
nun, daß ich eine Vergangenheit habe,
die Sie ganz kurz angedeutet haben, als
Sie meine Herkunft beschrieben ha-
ben.

Ich darf Sie erinnern an die unruhigen,
im Osten jedenfalls unruhigen Zeiten
des Herbstes '89 und des Winters '90.
Damals sind in den größeren und klei-
neren Städten - ich nenne einmal als
eine Stadt für alle Flauen im Vogtland
-, Menschen auf die Straße gegangen
und haben ihrem Unwillen über die
Zustände Luft gemacht.

In den großen Städten gab es bei den
Großdemonstrationen eigentlich einen
„Pflichtbesuch" der Demonstrierer. In
meiner Heimatstadt Rostock war dies
jedenfalls so und dieser Pflichtbesuch
führte uns vor die Stasi-Hauptquar-
tiere. Vor diesen Gebäuden konnten
wir ohne lange intellektuelle Diskus-
sion deutlich machen, daß wir in eir"<^
Lande lebten, das angeblich real-so. t
listisch war, in Wirklichkeit aber, das
zeigten diese Gebäude und ihre Be-
wohner, Strukturen des Stalinismus
überleben ließ. Vor diesen Gebäuden
riefen die Protestierer „Stasi in die
Produktion".

Sie brachten damit zum Ausdruck, daß
die Demokratie von der sie träumten,
nicht eine sein müsse, die ein solches
Repressionsinstrumentarium brauche.
Sie wollten, daß die, die dort drin
waren, gänzlich in andere Bereiche der
Öffentlichkeit hineintreten sollten. Sie
riefen nicht, wie 1956 in Ungarn, „Stasi
an den Galgen", sie riefen auch nicht,
was auch denkbar wäre, „Stasi in den
Knast oder in's Ghetto", sie riefen,
„Stasi in die Produktion". Sie wollten
also diese Menschen dadurch bessern
und ihnen dadurch eine Perspektive
geben, daß sie sie in die Mitte des
Volkes zurückholten.
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Gleichzeitig äußerten die Menschen,
die damals protestierten, daß sie ihre
Hand auf die schriftliche Hinterlassen-
schaft legen wollten. Das Herrschafts-
wissen sollte in Hände und Köpfe des
Volkes. Modrow hatte anderes vor mit
alledem. Er wollte aus der Personnage
einen gewendeten Dienst machen und
er wollte natürlich, daß die, die dann
drin blieben, auch die Unterlagen wei-
ternutzten.

Das Volk wollte es anders. Es wollte
erstens, daß das Vernichtungswerk
aufhörte und zweitens damit umgehen.
Wie? Erstens, daß jeder wissen sollte,
was steht in diesen Akten über mich.
Zweitens, daß man politisch mit die-
sem Wissen arbeiten sollte. Das heißt,
man wollte verhindern, daß Personen,
die sich in Position der Begünstigung
gebracht hatten, dadurch, daß sie mit

Stasi zusammengearbeitet hatten,
diese Begünstigung fortleben konnten.
Politische Aufarbeitung durch Über-
prüfung: Drittens, juristische Aufar-
beitung. Es sollte möglich sein, Straf-
verfolgung und Rehabilitierung mit
Hilfe dieser Akten zu veranstalten.
Und letztlich wollte man ein unklares
Vermuten über das Funktionieren des
Unrechtsregimes durch Wissen erset-
zen.

Man hatte einen Aufklärungsbedarf
ausgemacht, publizistische Arbeit und
zeitgeschichtliche Forschung sollten
mit dem Material umgehen können.
Diese Dinge wurden dann in die Volks-
kammer übertragen und in einem frak-
tionsübergreifenden Bemühen hat die
Volkskammer am 24. August 1990 ein
Gesetz erlassen, das die Öffnung der

" .iterlassenschaft der Staatssicherheit
und die Auflösung aller dieser Struktu-
ren beschlossen hat. Ich hatte damals
als Abgeordneter von Bündnis '90 die
Aufgabe, einen Kontrollausschuß zu
leiten, der die Auflösung der Stasi vom
Parlament her zu kontrollieren hatte.
Aus dieser Arbeit heraus bin ich dann
aufgefordert worden, in der Einigungs-
vertragsverhandlung den Willen des
Parlaments durchzusetzen.

Der neue Bundestag erhielt die Emp-
fehlung, in einem Zusatzprotokoll die
Regelungen, die Grundlagen des
Volkskammergesetzes waren, in Gel-
tung zu setzen. Dies hat er getan und
ich habe dabei mitgewirkt, einmal als
Abgeordneter, später nach meiner Be-
rufung durch den Bundespräsidenten,
Kanzler und Innenminister, durch die
Fachberatung im Innenministerium
und im Parlament. Im Grunde genom-
men mußte ich ein bißchen ausholen,
um zu beschreiben, wie ich meine

Pfarrer Joachim Gauck: Versöhnung ist die Frucht eines Wachtumsprozesses.
Foto: Jürgen Pätow, Generalanzeiger

Aufgabe verstehe. Da ist einmal die
politische Herkunft dieses Demokrati-
sierungswillens, die ich nennen muß,
da ist die Facharbeit am Gesetzestext,
das Einbringen von Erfahrungen, die
wir gewonnen hatten in der Zeit der
demokratischen DDR und in der Zeit
der Geltung des Einigungsvertrages
zusammen zu nennen.

Also wenn Sie wollen, ist das die
Aufgabe eines jeden normalen Demo-
kraten, die ich wahrnehme. Das ist
eine Spezi alaufgäbe der Herstellung
einer gesetzlichen Wirklichkeit, die in-
novativ auf eine neue Situation hin
etwas Angemessenes auf den Tisch des
Hauses legt. Es ist dann ein ganz
normaler beamtenmäßiger Vollzug ei-
ner gefundenen Ordnung. Beendet
sein wird das, was wir tun, noch lange
nicht. Wir haben für weit über 1,75
Mio. Menschen zu arbeiten. Davon
sind weit über l Mio. Überprüfungsan-
liegen, Zuarbeit für Gerichte und
Staatsanwaltschaften und ungefähr
600.000 Anträge von Bürgern auf Ak-
teneinsicht zu bearbeiten. Das alles mit
einer Mitarbeiterschaft von jetzt gut
3.000 Personen, Zielvorstellung 3.406.
Prognostisch errechnet hatten wir ei-
nen Auftragseingang von 70.000 pro
Monat. Das Jahr hat uns gelehrt, daß
wir weit darüber liegen. Allein die
Herstellung der archivarischen Ord-

nung bei den rund 180 km Schriftgut,
die wir übernommen haben, wird noch
Jahre erfordern.

Wir haben j etzt zwar im personenbe-
zogenen Bereich Zugriff zu den mei-
sten Unterlagen wenigstens insoweit,
als wir wissen, wo das Planquadrat
liegt, wo wir bei Müller dann suchen
müssen. Einiges ist auch schon in der
richtigen archivischen Ordnung, aber
allein die Ordnungsmaßn ahmen wer-
den noch Jahre dauern und dann die
Abarbeitung der schon vorhandenen
und der noch eingehenden Anträge.
Und wenn diese Überprüfungen viel-
leicht gar nicht mehr laufen oder Straf-
verfahren, dann wird es immer noch
den Wunsch von Bürgern oder deren
Kindern geben, Akteneinsicht zu neh-
men und es wird die Zuarbeit für die
zeitgeschichtliche Forschung geben.
Das wird dann nachher eine Schwer-
punktverlagerung sein.

Dr. Helmut Herles:

Herr Gauck, in unserer Demokratie ist
jeder Auftrag, jedes Amt mit Zeit
verbunden. Wie lange ist Ihr Amt
befristet und wäre nicht das, was Sie
eben alles gesagt haben, ebenso denk-
bar, wenn es doch in das Bundesarchiv
Koblenz gegangen wäre und wenn vor
allen Dingen die Justiz es in die Hände
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bekäme, die die großen Täter heraus-
arbeiten müßte. Bei uns hat man doch
im Volk weitgehend den Eindruck: die
Großen läßt man laufen, die sitzen in
Chile oder im Amt und die vielen
Kleinen bekämpfen sich gegenseitig
und die Stasi feiert Spat-Triumphe. Es
ist der Fluch der bösen Tat, daß sie
fortzeugend Böses muß gebären. Die
Gesellschaft der Bundesrepublik zer-
reibt sich selbst, wenigstens in einem
Teil ihrer intellektuellen Elite und in
der kirchlichen Elite, wer war Stasi und
wer war nicht Stasi. Wäre es nicht doch
besser gewesen, Amnestie, Archiv und
aber dann eine sehr strenge rechts-
staatliche Verfolgung, wie Salzgitter es
vorgesehen hatte, der eigentlichen Tä-
ter?

Pfarrer Joachim Gauck:

... Bei uns werden Prioritäten verge-
ben, die unter anderem darin beste-
hen, daß wir Menschen, die ein gewis-
ses Lebensalter haben, bevorzugen.
Dann solche Menschen, die im Ge-
fängnis gesessen haben, oder die in
anderer Weise massiven Repressionen
ausgesetzt sind. Einem, der aktuell in
der Presse als IM bezeichnet wird, wird
schon das Recht eingeräumt, bei uns
dann auch prioritär Einsicht und dann
Auskunft zu bekommen.

Aber die ganze Prioritätensetzung
nützt nichts, weil diejenigen, die die
Prioritäten beantragen, auch in einem
durchaus harten Wettbewerb zueinan-
der stehen. Die Staatsanwaltschaften
zum Beispiel finden, daß es das Aller-
wich tigste ist, daß sie vorrangig bear-
beitet werden. Ein Bürger, der im
Gefängnis gesessen hat, wird das aber
gar nicht akzeptieren. Er findet, mein
Antrag ist der wichtige. Das waren
schlimme Jahre, Herr Gauck! schrieb
mir neulich einer, als er sich be-
schwerte, daß er, obwohl er sieben
Jahre im Gefängnis gesessen hat, noch
seine Akten nicht gesehen hat. Und
irgendwelche Fuzzis, die bloß in der
Öffentlichkeit bekannt sind, die schrei-
ben die Zeitungen voll. Die haben
seiner Meinung nach keine Ahnung.
Es mag zum Teil stimmen, zum Teil
nicht. Dieser Mann hat für sich recht
und er kämpft natürlich mit anderen,
die Prioritäten haben wollen. Das sind
zum Beispiel Landtage oder Stadtver-
ordnetenversammlungen oder der
Deutsche Bundestag oder die Mitar-
beiter in den obersten Landesbehör-
den. Aber die Strafvollzugsbeamten,
sagen dann andere oder die Volkspoli-
zisten, die jetzt Polizisten sind oder die
Lehrer, sagen die Kultusminister, aber

das müssen Sie doch einsehen, Herr
Gauck, Sie hatten doch einmal selber
Kinder im Osten. Ja, alles kann man
eigentlich einsehen.

Dennoch hat man dann nur die Leute,
die wir hatten und wir waren eine
Behörde, die sich dann von 600 auf fast
3.000 aufgebaut hat innerhalb eines
Jahres. Wer sich einmal mit diesen
Dingen befaßt hat weiß, was Persona-
leinstellung bedeutet. Das sind unge-
heure Dinge und alles mit Leuten, die
das eigentlich nicht gelernt haben, mit
ein paar abgeordneten Beamten. Also,
da ist während des Aufbaus unglaub-
lich viel Arbeit getan, 400.000 Anträge
haben wir abschließend erledigt. Das
kann man alles vorzeigen und wenn wir
fair beurteilt werden, dann kann man
durchaus sagen, da ist was geleistet
worden.

... Jetzt komme ich noch einmal zu
Ihrer Frage: Ist das richtig gewesen,
daß wir diese Spezialregelung geschaf-
fen haben? Zunächst einmal, warum
hat das nicht einfach das Bundesarchiv
bekommen? Das war zunächst so vor-
gesehen. Einmal hätte das im Osten
keine Akzeptanz gefunden. Es gab
kein politisches Lager, das dies ge-
stützt hätte.

Die Absicht, den Präsidenten des Bun-
desarchivs zum Sonderbeauftragten zu
machen, war im letzten frei gewählten
Parlament nicht durchsetzbar. Hier
meinte man, das soll doch einer ma-
chen, den das ostdeutsche Parlament
dazu beauftragt hat. So ist es dann auch
gekommen. Dann wollten die Leute
nichts von Koblenz hören. Die haben
ja auch keine Ahnung gehabt, sondern
sie haben gesagt: Wir haben gerade die
Hand auf diese Dinge gelegt und schon
soll es weg sein. Und was heißt, weg?
Das hieß damals noch 30jährige Sperre
für personenbezogene Daten. Das war
ein Essential des Archivrechtes. Es
würde auch heißen, daß das Daten-
recht im Grunde genommen nicht mo-
difiziert angewendet würde für diese
Hinterlassenschaft des Geheimdien-
stes. So gesehen, würde aber Daten-
schutz Täterschutz bedeuten.

Deshalb hat sich die Volkskammer
entschlossen, eine spezielle gesetzliche
Regelung zu schaffen und der Deut-
sche Bundestag war gut beraten, dies
zu tun. So ist es dazu gekommen, daß
sich politische Grundsatzforderungen
des Ostens und, ich würde auch sagen,
ein sehr modernes Rechtsverständnis
des Westens verbündet haben in der
Fachdebatte zum Bundestag und hier
innovativ etwas geschaffen haben, was

sonst gar nicht vorkommt. Wir haben
im Verlauf der deutschen Einigung fast
ausschließlich hier gewachsenes Recht
übernommen. Das macht für weite
Strecken der Rechtsordnung sehr viel
Sinn. Aber es gibt Bereiche, wo es sehr
fraglich ist, ob es Sinn macht und die
pure schematische Anwendung des
Archivrechtes oder des Datenrechtes
für diesen Bereich hätte sehr wenig
Sinn gemacht. Darum ist diese spezial-
gesetzliche Regelung erfolgt. Einge-
flossen bei dieser Regelung, die so weit
geht, daß sogar der Betroffene die
Klarnamen seiner Spitzel erfährt.

Was das Volkskammergesetz noch
nicht zuließ, ist eine Grundüberzeu-
gung, für die wir in Deutschland kein
eigenes Gesetz haben, aber die doch
gilt seit dem Volkszählungsurteil des
Bundesverfassungsgerichtes. Es ist A\f*.
Überzeugung, daß jeder Deutsche j
Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung hat. Mit diesem Rechtsge-D O

danken haben sich die Innen- und
Rechtspolitiker in ihrer Sorge um den
inneren Frieden auseinandergesetzt
und sie haben sich die Frage vorgelegt:
Ist es richtig, daß wir zum Erhalt des
inneren Friedens praktisch den Bürger
etwas entmündigen, aus Sorge, daß er
mit den komplizierten und angriffigen
Details nicht fertig werden kann, zu
sagen „wir wollen nicht, daß du soviel
weißt lieber Bürger, aus Sorge um den
inneren Frieden". Oder geht das in
einem Land nicht, das zwar keinen
'freedom of Information act' hat wie
die Staaten, aber dieses Urteil? Muß
man nicht davon ausgehen, daß der
Bürger Subjekt bleibt, daß er also
selbstbestimmt entscheidet: Ich v-*v
Rache, ich will Strafverfolgung, ..*.
will Vergebung oder ich will auch gar
nichts wissen.

Hier hat sich der Gesetzgeber ent-
schlossen, diese Subjektwerdung des
Bürgers zu akzeptieren und davon aus-
zugehen, daß er Abstand halten kann
von Selbstjustiz und die Rechtsord-
nung achtet. Im Gegensatz zu Diestel
etwa und gelegentlich auch de Mai-
ziere, habe ich zu jeder Zeit, auch als
Abgeordneter gesagt, dieses Volk, das
in dieser Weise die Revolution ge-
macht hat, wo trotz großer Wut ja
keinem ein Haar gekrümmt ist, wird
auch diese schwierige Phase der Dis-
kussion ohne Selbstjustiz durchstehen.
Und all' das Gerede von Mord und
Totschlag nach Aktenöffnung hat nicht
gegriffen. Wir erleben zwar eine
durchaus kontroverse Debatte, aber
sie ist Teil einer Krise, deren Ausblei-
ben ein schlimmeres Krankheitszei-
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Stasi-Dehcttte

eben ist als das Eintreten derselben.
Sie nämlich zeigt uns, daß es nicht
normal ist, unter einer Diktatur zu
leben und daß diejenigen, die sich
freiwillig oder unfreiwillig unter einer
Diktatur haben leben lassen oder ge-
lebt haben, daß diese nur unter
Schmerzen und mit Anstrengungen
Abschied nehmen können von den
Gefilden von Entfremdung, Unter-
drückung und Unfreiheit.

Die Vorstellung, daß von jahrzehnte-
langer Diktatur Abschied zu nehmen
wäre mit einem gefälligen keep smi-
ling, ist eine gefährliche Blüte eines
intellektuellen Irrgartens. Aus diesem
Grunde sage ich all' denen ein ent-
schiedenes Veto, die weit entfernt vom
Schmerz, wie etwa Golo Mann sagen:
„Ach, sollten wir doch jetzt nicht viel-
leicht Schluß machen." Ja, es ist immer

it, die Leiden und Schmerzen an-
derer mit einer gefälligen Vergebungs-
bereitschaft auszustatten. Aber ir-
gendwo stimmt das natürlich über-
haupt nicht.

Deshalb sind wir mit Entschlossenheit
zu Werke gegangen, als wird gesagt
haben: Wir kalkulieren eine Krise ein,
denn diese Krise ist der authentische
Weg zu einer Form von innerem Frie-
den, den man eben nicht kommandie-
ren kann, sondern der wachsen muß.
Und innerer Friede wächst nur, wie
jeder Konsens nur wächst, wenn es
eine Phase des Dissenses gegeben hat.
Und sowohl die etwas verfettete Ge-
sellschaft des freien Westens als auch
die dissensunfähige Gesellschaft des
Ostens haben zu begreifen, daß die
Frucht des Dissenses der Konsens ist,

-die Versöhnung die Frucht eines
Wachstumsprozesses und nicht eines
Kommandovorgangs ist.

Darum auch war nun keinesfalls die
Variante zu wählen, daß im Grunde
alles, was es an Unrecht und Entfrem-
dung gegeben hat, nur auf der Schiene
der strafrechtlichen Aufarbeitung zu
bearbeiten wäre. Die Arbeit an der
Vergangenheit kann keinesfalls nur
den Juristen überlassen werden. Das
wäre im Grunde die sicherste Prognose
des Scheiterns einer Aufarbeitung.
Das ist auch nicht Aufgabe der Recht-
sprechung und der Strafverfolgung,
sondern es kann immer nur Teilauf-
gabe von Rechtsuche und Rechtsver-
wirklichung sein, die Straftatbestände
zu erforschen und ihnen zu begegnen
mit Urteil und Strafe bzw. Freispruch.

Viele der Lebensprozesse haben sich
auf einem anderen Niveau abgespielt,
werden von diesem Raster nicht er-

faßt. Und darum war es ganz wichtig,
daß die Informationsvermittlung, aber
auch die Möglichkeit der persönlichen
Erinnerung in Form von Wiederbegeg-
nung mit Schriftstücken ermöglicht
wird. Hier hat der Gesetzgeber Re-
spekt gehabt vor gebrochenen Biogra-
phien und übrigens auch vor dem, der
als Täter oder Mittäter einen Anspruch
darauf hat, Ordnung in sein Leben zu
bringen. Auch aus diesem Personen-
kreis wünschen ja Leute ihrer Vergan-
genheit zu begegnen.

Vor der Wahrheit kommt die Wahr-
nehmung der vielen einzelnen Ent-
fremdungsprozesse. Und ich wünschte
mir, daß in unseren Redaktionen mehr
recherchiert und dann kommentiert
wird, als daß man den Kommentar und
damit die Wahrheit schon hat und
notfalls, wenn man angegriffen wird,
man ein bißchen mit der Recherche
nachhilft. Das haut so nicht hin. Also,
diese Auseinandersetzungsprozesse
sind Teil eines Gesundungsprozesses,
und bei Gesundungsprozessen gibt es
auch Schmerzen.

Darum war auch der Gedanke einer
voreiligen Amnestie von sehr respek-
tablen Leuten ins Feld geführt, zum
Beispiel vom Generalbundesanwalt.
Dem war vom Osten her mit äußerster
Distanz zu begegnen. Ich bin schon,
weil ich Christ bin, für einen amnestie-
bereiten Staat und ich erkenne sehr
wohl die Grenzen von Urteil und
Strafe. Aber bevor ich amnestiere muß
ich doch wissen, was ich amnestiere.
Ich kann mich doch nicht einfach vor
die Öffentlichkeit hinstellen wie ein
Friedensengel und sagen, ach, liebe
Schwestern und Brüder, es ist ja schön,
daß ihr alle da seid und nun wollen wir
mal recht amnestie- und vergebungs-
freudig sein. Ich möchte, daß diese
Worte gesprochen werden, aber verge-
ben tut der, dem etwas angetan wurde.
Vergeben tut nicht der, der über den
Dingen steht oder jenseits des Schmer-
zes seine Behausung hat.

Anmerkung:
Auszüge aus dem Gespräch zwischen Joachim
Gauck und Dr. Helmut Herles.

Evangelische Kirche und STASI
Armin Boyens

Vor einem Jahr stand dieses Thema im Mittelpunkt des Interesses der Massenme-
dien. Ein wichtiger Auslöser für dieses Interesse: Am 1. Januar 1992 hatte die
Behörde des „Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdien-
stes der ehemaligen DDR" - kurz Gauck-Behörde - ihre Tätigkeit begonnen.
Gemäß Stasi-Unterlagen-Gesetz (STUG) vom 20. Dezember 1991 hatte sie ihre
Akten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Die ersten Opfer der STASI-Unter-
drückung konnten ihre Akten einse-
hen. Was sie bei der Lektüre erfuhren,
war nicht nur für die Betroffenen ein
Schock. Der Umfang der Bespitzelung
durch die STASI und die große Zahl
ihrer inoffiziellen Mitarbeiter - IMs -
in allen Bereichen der Gesellschaft
übertraf die schlimmsten Befürchtun-
gen. Die evangelische Kirche machte
dabei keine Ausnahme. Nicht nur die
Anzahl auch die Dienststellung von
IMs in der Kirche, in Kirchenleitun-
gen, Gemeinden und Gruppen löste
Bestürzung und Empörung aus.

Eine Ende 1992 von Bürgerrechtlern
und kirchlichen Mitarbeitern aus der
ehemaligen DDR herausgegebene Do-
kumentation, die auf Aktenmaterial
der Gauck-Behörde beruht, stellt fest:
„Zeitweilig war jeder dritte leitende
Protestant ein inoffizieller Geheim-

dienstler... In Halle (1982) war die
Zahl der von der Stasi geführten Prote-
stanten auf 24 IM auf dieser Synode
mit rund 80 Teilnehmern angestie-
gen". Die Studie kommt zu dem
Schluß: „Das ganze Ausmaß der Ver-
strickung von Stasi und Kirche ist noch
längst nicht auf dem Tisch. Etwa 3000
der gut 40 000 Kirchenangestellten
waren als IM registriert".

Daß die Massenmedien die Berichte
über Bischöfe, Oberkirchenräte, Syn-
odale und Pfarrer als STASI-Mitarbei-
ter und die Nachrichten aus dem Un-
tersuchungsausschuß über die STASI-
Verbindungen des ehemaligen Konsi-
storialpräsidenten und jetzigen bran-
denburgischen Ministerpräsidenten
Manfred Stolpe als Enthüllungen mit
hohem Neuigkeitswert präsentierten,
kann niemanden überraschen. Daß in
ihren oft rasch zusammengestellten
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Vergcintjenheitsbewältigung

Berichten den Journalisten, die nicht
immer über die nötigen zeitgeschichtli-
chen Kenntnisse verfügten, auch Ver-
zerrungen und Fehlurteile unterliefen,
kann man ebenfalls verstehen.

Wahrheit über eigene
Vergangenheit herausfinden

Einem Eindruck, der in den Berich-
ten der Massenmedien entstehen
konnte, muß man allerdings entgegen-
treten, dem Eindruck nämlich, Synode
und Leitungsgremien der EKD seien
nicht daran interessiert, die Wahrheit
über die eigene Vergangenheit heraus-
zufinden. Der Beschluß der Synode
der EKD in Suhl vom 1. — 6. November
1992 zur Stasi-Problematik besagt das
Gegenteil. Hier einige wichtige Sätze
aus diesem Beschluß: „Die Synode ist
sich einig, daß die Klärung von Ver-
strickungen mit dem SED-Regime und
im besonderen mit dem MfS (Ministe-
rium für Staatssicherheit), die jetzt
bekannt geworden sind und noch be-
kannt werden können, ohne falsche
Rücksichten und ohne Rücksichtslo-
sigkeit vollzogen werden muß... Dabei
sollte gelten, daß Kontakte zum MfS
nicht nachträglich als etwas Normales
dargestellt werden dürfen; wer den-
noch eigenmächtig Kontakte zum MfS
unterhalten hat, und sei es in bester
Absicht, muß sich jetzt der kritischen
Überprüfung stellen". Und sie wurde
konkret und nahm billigend zur Kennt-
nis: „Dem Bundesbeauftragten für die
Unterlagen des Staatssicherheitsdien-
stes der ehemaligen DDR liegt eine
Liste der Decknamen der inoffiziellen
Mitarbeiter vor, die im kirchlichen
Bereich tätig gewesen sein sollen.

Der Rat der EKD hat dem Präsiden-
ten des Kirchenamtes den Auftrag er-
teilt, dazu die Namen aller Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen der EKD nach-
zureichen, um nach dem Stasi-Unterla-
gen-Gesetz feststellen zu lassen, ob
sich unter den benannten Decknamen
tatsächlich kirchliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter verbergen. Gleiches
soll nach dem Beschluß des Rates der
EKD hinsichtlich einer einzureichen-
den Namensliste aller ab 1961 gewähl-
ten Ratsmitglieder gelten".

Solche Überprüfungen brauchen
ihre Zeit. Vor allem aber müssen sie
begleitet sein von einer gründlichen
Untersuchung des zeitgeschichtlichen
Kontextes. Dazu müssen nicht nur die
Akten des MfS, sondern auch die Ak-
ten der EKD und ihrer Landeskirchen
den Zeithistorikern geöffnet werden.
Die evangelischen Kirchen sind dazu

grundsätzlich bereit. Natürlich bedarf
auch der Prozeß der Aktenaufberei-
tung einer gewissen Zeit.

Die staatlichen Archive der ehemali-
gen DDR haben auf Grund des geän-
derten Bundesarchivgesetzes vom 13.
März 1992, das die 30-Jahre-Schutz-
frist für die Unterlagen der SED und
damit ihr „verbundenen Organisatio-
nen und juristischen Personen sowie
Massenorganisationen der DDR" auf-
hebt, einen Vorsprung gegenüber den
kirchlichen Archiven. Das kann und
muß sich bald ändern, wenn sich die
Kirche der Hilfe der Zeithistoriker
ernsthaft bedienen will. Die Zeithisto-
riker sind dazu bereit. Sie sind auch
schon an der Arbeit.

Sozialismus - System von Lüge
und Gewalt

Was sie in der ehemaligen DDR
vorfinden, kann man am besten mit
einem Wort des russischen Dissiden-
ten, des bekannten Dichters Alexan-
der Solschenizyn so beschreiben: „Ge-
walt altert schnell, ein paar Jahre -
schon ist sie ihrer selbst nicht mehr
sicher, und um sich zu halten, um
anständig auszusehen, ruft sie sich un-
weigerlich die Lüge zum Verbündeten.
Denn Gewalt kann sich hinter nichts
anderem verbergen als hinter der
Lüge, und die Lüge kann sich nur
durch Gewalt halten!"

Unter diesem System von Lüge und
Gewalt, denn nichts anderes war der
„real existierende Sozialismus", haben
die Kirchen in der DDR 40 Jahre lang
leben und leiden müssen. Ein solches
System verdirbt die Menschen, zer-
stört das lebensnotwendige Vertrauen
in der Gesellschaft, läßt den Krebs des
Mißtrauens wuchern, der alles zerfrißt.

Die evangelischen Bischöfe in der
DDR sprachen 1968 vom „Sozialismus
als einer Gestalt gerechteren Zusam-
menlebens". Wie konnten sie sich so
täuschen? Nur sie im Osten?

Und hier bei uns im Westen? - Der
Historiker Peter Maser aus Münster
hat kürzlich festgestellt: „Der Sozialis-
mus »in den Farben der DDR« war,
wie sich jetzt jeden Tag deutlicher
herausstellt, ein System der Lebenslü-
gen... Das eigentlich Schreckliche an
den Lebenslügen der DDR und des
sozialistischen Systems überhaupt war
aber, daß sich ihrer nicht nur die
Machthaber bedienten bei der Unter-
drückung des Volkes, sondern daß
diese Lügen gegen alle Realität auch
von solchen Leuten ernstlich und mit

Zur Vergangenheitsbewältigung

Es ist wünschenswert, daß die Täter
ihre Schuld bekennen. Es ist verständ-
lich, daß die Opfer das erwarten. Wir
müssen uns aber auch klarmachen, daß
es offenbar für viele eine Überforde-
rung ist. Es ist recht leicht, sich von
einer Handlung zu distanzieren, die
man nicht gewollt hat. Wir sagen kurz
„Entschuldigung". Schwieriger wird es
schon, sich von einer Handlung zu
distanzieren, die man tatsächlich ein-
mal gewollt hat, obwohl man wußte,
daß sie eigentlich verkehrt ist. Noch
schwerer muß es sein, sich von seinem
jahrzehntelangen Denken und Han-
deln zu distanzieren, das zudem in
einem Kollektiv beständig bestätigt
und befestigt wurde. Was bleibt dann
noch von mir übrig? Wer bin ich dann?
Wir müssen anerkennen, daß die For-
derung nach solch einem Schuldbe-
kenntnis schnell eine Überforderunpvj."
wird, wenn sie sich nicht an solch .].
richtet, die zu Gott sagen können: „Du
stellst meine unerkannte Schuld vor
dein Angesicht" (Psalm 90,8), die also
durch Gottes Güte ihr Sein von ihrem
Tun unterschieden wissen, was die
Christen „Rechtfertigung aus Glauben
und nicht aus Werken" nennen.

Prof. Dr. Richard Schröder,
1. 3. 1993

Anstrengung geglaubt oder doch zu-
mindest schweigend akzeptiert wur-
den, die es hätten besser wissen kön-
nen und müssen.

Der real existierende Sozialismus
wurde in den Medien, der Politikwis-
senschaft, der Zeitgeschichte und nicht
zuletzt auch in den evangelischen Kir-
chen in Deutschland so lange »schP*
geredet«, bis es fast allgemein als eA?l-
germaßen unanständig angesehen
wurde, dazu noch grundlegende Kritik
anzumelden". Bürger im Westen ha-
ben kein Privileg der Erkenntnis ge-
genüber ihren Mitbürgern im Osten
Deutschlands, waren sie doch keines-
wegs klarblickender als diese.

Für kirchliche Zeithistoriker im We-
sten wie im Osten Deutschlands, die
sich jetzt an die Arbeit machen, die
gemeinsame deutsche Geschichte der
Jahre seit 1945 zu erforschen, formu-
liert Peter Maser die Aufgabenstellung
so: „Der kirchlichen Zeitgeschichte ist
es jetzt aufgegeben, sich mit minde-
stens der Energie und kritischen
Schärfe, die bisher auf die Epoche des
Nationalsozialismus und des Kirchen-
kampfes verwandt wurde, der Zeit von
1945 bis 1990 zuzuwenden".

Anm.: Dr. Armin Boyens ist Militärdckan a.D.
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Kurz notiert

Leidensgeschichte des Problems
Klaus Lefringhausen

Das Problem kam ins Krankenhaus.
Dort wurde es nach allen Seiten ge-
dreht und gewendet, mit Ultraschall
durchschaut und auf bösartige Wuche-
rungen untersucht.

Der Befund? Nur die üblichen Lei-
den der Zivilisation: mehr Tinte als
Blut in den Adern, Blei an den Füßen,
Dickleibigkeit, Verhärtungen sowie
Sauerstoff- und Bewegungsmangel -
kaum der Rede wert also.

Doch es schrie vor Schmerz, bis es
auf der Couch des Psychiaters landete.
Dieser versuchte erst eine zeitsparende
Turbo-Lösung: Nimm Deine Couch

i wandle! Doch das Problem rührte
sich nicht.

Dann setzte er sich und nahm ihm
seine Geschichte ab: Es war unter die
Räuber gefallen.

Zuerst hatten sich katastrophenlu-
stige Journalisten über das wehrlose
Problem hergemacht. Sie wollten es
nachrichten, an ihm verbale Kunst auf-
hängen und, geplagt vom papierenen
Fruchtbarkeitskult, sich in ihm verviel-
fältigen.

Kaum ließen sie ab, setzten Politiker
das grausame Werk fort. Sie richteten
es auf der Suche nach Millimetervor-
teilen im Kampf um die Gunst der
Wähler taktisch zu.

r -.
Calbtot fiel es in die Hände der

Verbände. Sie nutzten es bis zur Be-
wußtlosigkeit als Prellbock für ihre
Machtspielchen.

Dann kamen Gesellschaftsnörgler
des Weges, fanden es, schnürten es mit
anderen Problemen zusammen, bis es
schmerzte, und weideten sich an seiner
Unlösbarkeit.

Dann ergriffen es Aktionsgruppen,
erklärten sich zu seinen Alleinbesit-
zern und machten das Problem zum
Problemloser von Identitätsproble-
men.

Später machten Theologen das Pro-
blem kanzelfähig. Sie stellten es auf
den Kopf und ließen es so im Räume
stehen.

Nicht genug damit. Optimisten ope-
rierten an ihm herum, bis es fast schwe-
relos war.

Das gefiel der Wirtschaft. Sie ver-
packte es und machte es marktgängig.

Doch bald verlor es die neue Leich-
tigkeit des Seins. Es fiel Gutachtern in
die Hände, die ihm wieder Gewicht
gaben - wegen der Gebühren und
ihrem wissenschaftlichen Ruf.

Dem Kirchentag kam es auf der
Suche nach widerstandswürdigen The-
men gerade recht. Er beleuchtete es
von allen Seiten, bis sich sein matter
Glanz in den Augen widerspiegelte.

Danach griff es die Synode auf, riß es
an, ließ es wieder fallen und überwies
es in ihre Denkschriftenfabrik.

Neuer Anfang
Kein Problem wird gelöst,
wenn wir träge darauf warten,
das Gott allein
sich darum kümmert.

Martin Luther King

Doch als die Kammern es in ihren
Einigungszwang preßten, ließ das Pro-
blem seine Verpackung fahren und
entschlüpfte.

So fanden es Sozialarbeiter. Weil
jedoch die Jugend frustfrei aufzuwach-
sen habe, hielten sie seinen Anblick für
jugendgefährdend und warfen es zum
Sperrmüll.

Dort entdeckten es die Ökologen,
zerrten es hervor und erklärten das
Problem zur Krise.

Davon hörten Politiker. Ungeübt,
destruktive Krisen in schöpferische
umzuwandeln, machten sie die Krise
unbesehen zur Katastrophe.

So wurde das Problem krankenhaus-
reif. Als der Psychiater ihm seine Ge-
schichte abgenommen hatte, löste es
sich auf und ließ ihn mit seiner Couch
allein. So entstand ein neues Problem.

Anm.: Dr. Klaus Lefringhausen war bis vor
kurzem der Bonner Korrespondent des Deut-
schen Allgemeinen Sonntagsblattes und ist heute
Beauftragter des Präses der Evangelischen Kir-
che im Rheinland für Ökumene und Wirtschaft

Über den
Gartenzaun hinaus
Burkhard Budde

Ein Kompaß ist für viele eine
Hilfe, die außer Kurs geraten sind.
Wüst und leer kann es in einem
Menschen sein, der seinen eigenen
Standort verloren hat. Viele sind
ratlos und orientierungslos ange-
sichts des allgemeinen Wertever-
falls um sie herum. Immer mehr
verwüsten ehemals verbindliche
Grundwerte unserer Gesellschaft.
Immer weniger Mitmenschen
schauen über den Gartenzaun ih-
rer selbstgebastelten Lebensmoral
hinaus. Geist, Denken und Ge-
fühle geraten durcheinander,
wenn das Palaver unverbindlich
wird und Andersdenkende einfach
an den Pranger gestellt werden.

Wer denkfaul und gleichgültig
bleibt, sich in bequemen Betten
eigener Lebensmodelle ausruht
oder Scheuklappen trägt, geht auf
Dauer in der Wüste des unterkühl-
ten oder überhitzten Lebens zu-
grunde. Ethische Orientierungs-
verwirrung kann durch Gesetze,
Programme und Appelle allein
nicht überwunden werden. Der
einzelne Mensch als wollende und
erkennende Person ist herausge-
fordert. Gerade in der Vielfalt der
Lebensbilder braucht er die Ent-
deckung des Leitbildes, das die
Gesellschaft insgesamt bejaht, ver-
teidigt und immer wieder neu an-
strebt. Ohne die Einheit im Blick
auf die Grundwerte gibt es keine
Offenheit im Blick auf die Ent-
wicklung der Gesellschaft.

Der Kompaß des Glaubens an
die persönliche Verantwortung
des Menschen vor Gott als die für
alle unbedingt geltende Autorität
ist die Grundlage der Freiheit al-
ler. Die menschliche Vernunft ist
eine fragwürdige Alternative, da
es auch eine lieblose Vernunft
gibt. Der Kompaß der Gottesge-
wißheit ist nicht selbst der Weg;
aber er gibt die Richtung an. Wenn
einer dann zum Beispiel beginnt,
den wüstenhaften Weg mit einem
anderen Menschen zu teilen,
wächst mitten oder am Rande der
Wüste eine neue (Lebens-) Land-
schaft.

Der,Autor Burkhard Budde ist evangeli-
scher Pfarrer in Spenge (Kreis Herford)
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BücHermarkt

Büchermarkt
Horst Petri: Umweltzerstörung
und die seelische Entwicklung
unserer Kinder, 220 Seiten,
ISBN 3-268-00134-3, Kreuz
Verlag, Stuttgart 1992

Umweltschädliche Stoffe be-
lasten den Körper unserer Kin-
der. Petri zeigt, daß unsere Ver-
drängung der Umweltprobleme
ebenso großen Schaden in der
kindlichen Seele anrichtet. Die
Folgen sind Depression, Apat-
hie und Gewalt. Notwendig ist
das Gespräch mit unseren Kin-
dern über Gefahren, die sie wie
uns bedrohen. Wie das gelingt,
lehrt dieses Buch.

Die Umweltzerstörung hin-
terläßt ihre Spuren nicht nur in
unserem Körper und im Körper
unserer Kinder. Sie hat auch
seelische Folgen. Horst Petri
trägt zum erstenmal systema-
tisch zusammen, was wir über
die Auswirkungen der an Zahl
und Konzentration ständig zu-
nehmenden, Mensch und Um-
welt schädigenden Stoffe auf
den kindlichen Organismus wis-
sen. Vor allem aber analysiert
er, wie unsere Kinder seelischen
Schaden nehmen, wenn wir sie
mit einer als bedrohlich erlebten
Umwelt allein lassen. Petri geht
der Frage nach, warum wir un-
sere eigenen Ängste verdrän-
gen. Er enthüllt dabei eine spe-
zifisch weibliche und männliche
Problematik und macht deut-
lich, daß es diese Verdrängung
ist, die unseren Kindern am mei-
sten zu schaffen macht. Sie füh-
len sich im Stich gelassen - ver-
lassen, verraten und buchstäb-
lich verkauft für den kurzfristi-
gen Wohlstand der Eltern-Ge-
neration. Folge davon sind To-
des- und Verlustängste, Apat-
hie, Depression, aber auch Ge-
walt und Aggression. Werden
unsere Kinder eines Tages uns
nicht nur zur Rede stellen, son-
dern auch Rache nehmen?

Der Autor weist eindringlich
darauf hin, daß eines am aller-
notwendigsten ist: das Gespräch
mit unseren Kindern über Ge-
fahren, die sie wie uns bedro-
hen. Er zeigt, wie wir zu diesem
Gespräch finden und ihm Taten
folgen lassen können. Und er
hilft dabei, die seelische Ent-
wicklung unserer Kinder in ei-
ner immer gefährdeteren Welt
zu begleiten und zu unterstüt-
zen.

Peter Helbich (Hrsg.): Ver-
trauen im Widerstand, Texte zur
Orientierung: Dietrich Bon-
hoeffer, GTB Siebenstern Gü-
tersloher Verlagshaus, Giiters-
loh 1993

Die Briefe, Gedichte, Gebete
und Niederschriften des Theolo-
gen Dietrich Bonhoeffer, der
von den Nationalsozialisten er-
mordet wurde, zeigen den über-
zeugenden Versuch, ein glaub-
würdiges christliches Leben in
der modernen Welt zu führen.
Bonhoeffer öffnete sich neuen
theologischen Überlegungen,
sah den Auftrag der christlichen
Gemeinde, plädierte für eine
weltoffenere Kirche und suchte
die ökumenische Gemeinschaft.

Die Texte dieses Bandes
stammen aus seinen Werken
„Nachfolge", „Ethik", „Ge-
meinsames Leben", „Das Ge-
betbuch der Bibel" und den im
Tegeler Gefängnis geschriebe-
nen Briefen. In ihrer Klarheit
geben die Texte Ermutigung
und Trost. Die Ausstrahlung der
Gedanken dieser starken Per-
sönlichkeit sind eine Lebens-
und Glaubenshilfe auch in unse-
rer Zeit.

Norbert Lammert (Hrsg.):
„Persönlichkeitsbildung und
Arbeitsmarktorientierung -
Grundlagen und Perspektiven
christlich-demokratischer Bil-
dungspolitik" - Nomos Verlag,
Baden-Baden, 1992, 378 S.

Die Bildungspolitik ist ein ge-
sellschaftlich wichtiges Thema,
gerade für die große Volkspartei
CDU. Denn sie interessiert
breite Kreise unserer Bevölke-
rung: Eltern und Großeltern,
weil sie die Zukunft unserer
Kinder maßgeblich beeinflußt,
junge Menschen, denn die Qua-
lität der Schulen und Hochschu-
len entscheidet über ihre berufli-
chen Perspektiven, Handwerk,
Handel und Industrie, denn sie
betrifft ganz erheblich die Zu-
kunft des Wirtschaftsstandorts
Deutschlands gerade angesichts
der deutschen Einheit und des
Europäischen Binnenmarktes
1993.

Dr. Norbert Lammert MdB,
Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Bundesministerium für
Bildung und Wissenschaft, hält
es aufgrund der historischen
Umbrüche für unabdingbar, daß

Y

die Bildungspo-
litik in
Deutschland
eine neue
Prioriät gewin-
nen muß. Er hat
die Bildungspo-
litiker unserer
Partei und
Fachleute
gebeten, die
aktuellen
Herausforde-
rungen in der
Bildungspolitik
pointiert in
Aufsätzen
darzustellen.
Der nun vorge-
legte Aufsatz-
band gibt
Auskunft
darüber, wie
eine zukunfts- , -
orientierte
Bildung in
einem hochtech-
nisierten Indu-
striestaat organisiert und inhalt-
lich ausgestaltet sein muß. Die
Autoren wollen klarstellen, daß
Erziehung, Bildung und Ausbil-
dung gleichermaßen wesentli-
che Voraussetzungen für die
Leistungsfähigkeit von Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft
sind. Es kann kein Zweifel dar-
über bestehen, daß unser Bil-
dungs- und Ausbildungssystem
eine gesellschaftliche Funktion
hat, die den wirtschaftlichen
Standort und soziale Sicherung
gewährleisten soll. Bildung
dient nicht allein der Entfaltung
der Person, sondern auch der
Zukunftssicherung von Staat
und Gesellschaft in Deutsch-
land. Zur Sicherung des wirt-
schaftlichen Standortes Bundes-
republik Deutschland brauchen
wir ein hohes Niveau von For-
schung und Lehre sowie techni-
sches Know How und hand-
werkliches Können. Diesen An-
sprüchen muß ein zukunfts-
orientiertes Bildungssystem
mehr als nur genügen.

Das Buch gliedert sich in
sechs große Kapitel. In dem er-
sten werden die grundlegenden
Aufgaben und Perspektiven der
Bildungspolitik der nächsten
Jahrzehnte skizziert. Daran
schließen sich die Kapitel über
Schule, Studium, berufliche Bil-
dung und Weiterbildung sowie
ein Bund-Länder-Kapitel an, in
welchem auch der Bildungsfö-
deralismus in Europa analysiert
wird. Im Abschlußkapitel be-
handeln die Autoren „Forde-
rungen und Förderungen zu-
künftiger Bildungspolitik".

Martin Kruse (Hrsg.): Die Sta-
lingrad-Madonna, Lutherisches
Verlagshaus, Hannover 1993,
120 Seiten

Das Buch will zur fünfzigjäh-
rigen Wiederkehr der Katastro-
phe von Stalingrad an die völ-
kerversöhnende Bedeutung des
Werks von Kurt Reuber erin-
nern. Das geschieht durch Auf-
sätze zur Person des Pfarrers,
Arztes und Künstlers, ausge-
wählte Zeichnungen und Aqua-
relle, dazu Interviews und Be-
richte von Zeitzeugen.

Jetzt bestellen:
Die neue Dokumentation
des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU/CSU:
„20 Bonner Theologische
Gespräche (1989-1992)"
ist fertiggestellt und kann ab
sofort bei der EAK-Bundes-
geschäftsstelle als Einzelex-
emplar kostenlos bestellt
werden unter
Telefon: 0228/5 44-3 05

Hinweis zum
CDU-Grundsatzprogramm:

Der Diskussionsentwurf des
neuen CDU-Grundsatzpro-
grammes liegt vor.
Änderungsvorschläge
schicken Sie bitte bis Mitte
September 1993 an die
CDU-Grundsatzprogramm-
kommission,
Konrad-Adenauer-Haus,
5300 Bonn l.
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Leserbrief
Betr.: Evangelische Verantwor-
tung 2/93
„Mut zur Erziehung - Erzie-
hung wozu?

Dem Beitrag von Dr. Gölter
ist uneingeschränkt zuzustim-
men, sowohl in der Diagnose als
auch in der Zielvorstellung.
Jede Gesellschaft benötigt in der
Tat einen Minimalkonsens an
Werten. Daß sich die Wertvor-

stellungen in den letzten Jahr-
zehnten einschneidend verän-
dert haben, ist offenkundig. Der
Wurzeln sind viele. Immer aber
ist der Mensch auch ein Produkt
der Zeit und der Welt, in der er
lebt. Hier stellen sich sehr kriti-
sche Fragen, auch an die Kir-
chen, aber auch an die CDU
selbst.

Wilhelm Hennis hat die Auf-
fassung vertreten, daß der voll-
versorgte Bürger, der vom Staat
alles und von sich selber nichts
verlangt, doch wohl ein küm-

Aus unserer Arbeit
Kirchensteuer für Soziales
wichtig

...Erfurt. Für einen Erhalt der
Kirchensteuer spricht sich der
Landesvorstand des EAK der
CDU Thüringen aus. „Der
EAK tritt allen Versuchen ent-
gegen, die auf eine Abschaffung
der Kirchensteuer hinzielen",
erklärten dazu die stellvertre-
tenden EAK-Vorsitzenden Joh-
anna Köhler und Pfarrer Artur
Wild. Gerade im sozialen Be-
reich unterhalten die Kirchen
zahlreiche notwendige Einrich-
tungen. Kindergärten, Alten-
heime und Krankenhäuser in
kirchlicher Trägerschaft deck-
ten einen wesentlichen Teil des
Bedarfs.

Politiker sollten die Sorgen
ernster nehmen

' J
Nagold. Beim Vortragsabend
des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU berichtete der ehe-
malige Abteilungsleiter im Ar-
beitsamt Nagold, Helmut Bek-
ker, im Vortragssaal des neuen
Berufsinformationszentrums
über seine Erfahrungen bei der
Aufbauarbeit im Arbeitsamt der
Stadt Wittenberg.

Nach der Begrüßung und ei-
ner kurzen Einleitung durch den
Vorsitzenden des Arbeitskrei-
ses, Ulrich Eißler, gab Helmut
Becker zunächst einen gedräng-
ten aber aufschlußreichen Über-
blick über den geschichtlichen
Werdegang der kulturell und
wissenschaftlich bedeutenden
Stadt.

Der Referent berichtete dann
von seiner rund zweijährigen
Tätigkeit in der Stadt ab Mai
1990. Er mußte die Personalein-

stellung im Arbeitsamt organi-
sieren und Gespräche mit Kolle-
gen über ihre Aufgabe führen.
Ein besonderer Schwerpunkt
lag von Anfang an bei der Ver-
mittlung von Jugendlichen in
Ausbildungsstellen. Zahlreiche
Konkurse von Finnen verringer-
ten die Ausbildungsmöglichkei-
ten. Auch die Bezahlung der
Ausbildung durch die Betriebe
und nicht durch den Staat war
für die neuen Länder unge-
wohnt. Die Trägerschaft der Be-
rufsschulen mußte neu geregelt
werden. Gespräche mit Schul-
leitern bis hin zum Bildungsmi-
nisterium in Magdeburg waren
notwendig.

...Nach einer Diskussion
fragte Helmut Becker abschlie-
ßend, was nun eigentlich zu tun
sei. Es werde viel Geld und viel
Geduld benötigt. Erst die junge
Generation werde ganz in die
drüben ungewohnte Marktwirt-
schaft mit der geforderten Ei-
geninitiative hineinwachsen.
Unsere Verantwortlichen und
Politiker sollten die Sorgen von
drüben ernster nehmen, war die
Schlußbemerkung des Referen-
ten.

Budde ist EAK-Vorsitzender

Bielefeld. Der Evangelische
Arbeitskreis der CDU in Ost-
westfalen-Lippe hat mit Burk-
hard Budde, Pfarrer in Sprenge,
einen neuen Bezirksvorsitzen-
den. Der 40jährige Budde löste
Angelika Schulze aus Bielefeld
ab. Wiedergewählt als stellver-
tretende Bezirksvorsitzende
wurden Herman Bückendorf
(Minden-Lübbecke) und Helge
Schilling (Herford).

merliches Ideal sei. Leider ist
die Grundhaltung des Bürgers
heute aber weithin so und nicht
anders. Ich kann mich des Ein-
drucks nicht erwehren, daß auch
die Politik der CDU - ob gewollt
oder ungewollt - diese Entwick-
lung begünstigt hat.

Die These nur ärgerlich weg-
zuwischen, wäre zwar mensch-
lich verständlich, der Sache aber
nicht dienlich.

Heute ist es allgemein üblich,
sein Recht auf Selbstverwirkli-

EAK-Landesvorstand im Ge-
spräch mit Dr. Werner Langen

Nach längerer Pause, bedingt
durch den Wechsel im Landes-
vorstand der CDU Rheinland-
Pfalz, kam es zu seinem ersten
Gespräch des Landes-EAK mit
Herrn Dr. Werner Langen
MdL, Mainz.

Im Vordergrund standen so-
wohl weltanschaulich-gesell-
schaftspolitische Grundsatzfra-
gen als auch Fragen der prakti-
schen Arbeit des EAK in der
Zukunft.

Zum Grundkurs der CDU
merkte Herr Dr. Langen an, daß
die Union auf dem Hintergrund
des christlichen Menschenbildes
eine echte Alternative aufzuzei-
gen haben. In diesem Zusam-
menhang sei es auch sehr wich-
tig, den Bürger wieder zu mehr
Selbstverantwortung anzure-
gen. Die Landesvorsitzende des
EAK, Frau Brigitte Schütze,
Koblenz, sprach sich dafür aus,
von den zur Zeit noch bestehen-
den provisorischen Strukturen
wegzukommen zu einem Lan-
desvorstand, der durch eine or-
dentliche Delegiertenversamm-
lung legitimiert sei. Ziel der zu-
künftigen Arbeit müsse es sein,
in Rheinland-Pfalz flächendek-
kende EAK-Aktivitäten zu ent-
falten.

Im Rahmen des sehr freimütig
geführten Meinungsaustausches
wurde auch das Verhältnis zur
Gesamtpartei ausgesprochen.
So sei auf Dauer eine erfolgrei-
che EAK-Arbeit ohne nachhal-
tige finanzielle und organisatori-
sche Unterstützung durch die
Landesgeschäftsstelle nicht
möglich. Gute Referenten seien
z.B. nicht immer zum Nulltarif
zu haben. Zum Inhalt der EAK-
Arbeit meinte der Unterzeich-
ner, es sei wichtig, Themen auf-
zuspüren, die der Bevölkerung

chung einzufordern. Was ist ei-
gentlich damit gemeint? Selbst-
verwirklichung droht zu einem
Schlagwort, zu einer Worthülse
zu werden. Ist damit gemeint,
daß sich jeder ohne große Rück-
sichtnahme auf andere verwirk-
lichen kann, daß er also tun und
lassen darf, was er will? Ist es
vielleicht die „Freiheit, die ich
meine."? Wo bleibt da der Be-
zug zur Solidarität, die doch so
notwendig ist?

Ludwig Scheib
Mozaristr. 25, 6732 Edenkoben

unter den Nägeln brennen, je-
doch von den stark der Routine
verfallenen Berufspolitikern
häufig nicht wahrgenommen
und deshalb vernachlässigt wer-
den. (So z.B. das Thema New
Age - Esoterik, Okkultismus,
das unter Beteiligung des Gene-
ralsekretärs des CVJM, Pfarrer
Parzany, einen Zulauf von 300
bis 400 meist jugendlichen Besu-
chern verzeichnen konnte.)

Herr Dr. Langen zeigte sich
der Arbeit des EAK gegenüber
außerordentlich aufgeschlossen
und versprach für die Zukunft
die Unterstützung der Geamt-
partei.

Dr. H. J. Fischbach

Kontakte Kirche -
Politik vertiefen

Pinneberg. Zu einem Infor-
mationsgespräch der Jungen
Union und des EAK kam der
Vorsitzende der Nordeibischen
Kirchenleitung, der Bischof des
Sprengeis Holstein - Lübeck,
Kohlwage, nach Pinneberg.

In der sehr lebhaften Diskus-
sion ging es um die Zusammen-
setzung und die Aufgaben einer
Synode, um die Bischofswahl,
die Kritik der katholischen Kir-
che an der Wahl einer Bischöfin,
die Ausweitung der Sekten, die
anhaltenden Kirchenaustritte,
um die Ostdenkschrift und um
das Verhalten der evangelischen
Kirche in der früheren DDR.

•Neben der Erörterung dieser
Themen hob Bischof Kohlwage
hervor, daß ihm Gespräche mit
Vertretern der politischen Par-
teien wichtig seien und drückte
die Hoffnung aus, daß es in den
Gemeinden zu umfassenden
Kontakten der Gemeindepasto-
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ren mit den Politikern kommen
würde.

Der Evangelische Arbeits-
kreis im Kreis Pinneberg wird
diese Anregung aufgreifen und
in nächster Zeit solche Kontakte
anbahnen.

Gewalt gegen andere -
Gewalt gegen sich selbst

Wiesbaden. „Jeder hat die
Pflicht, sich vor die zu stellen,
die vom Terror der Straße be-
droht werden" sagte Bürgermei-
ster Hildebrand Diehl in seinen

Dem Frieden dienen -
Ethische Aspekte einer neuen
Sicherheitspolitik

Bonn. Der Planungschef von
Bundesverteidigungsminister
Volker Ruhe, Vizeadmiral Ul-
rich Weisser, läßt keinen Zwei-
fel aufkommen: „Die Geduld
der Verbündeten geht zu
Ende." Gemeint ist der Bonner
Parteienstreit über den Einsatz
der Bundeswehrsoldaten in in-
ternationalen Konflikten, für
den der starke Mann auf der
Hardthöhe nur wenig Verständ-
nis aufbringt. Schließlich habe
Deutschland 40 Jahre seitens

„In der Gesellschaft fehlt der Konsens über die Grundwerte"

einführenden Worten. Der Ar-
beitskreis Kirchen des CDU-
Kreisverbands Wiesbaden hatte
zu einer Veranstaltung mit dem
Thema „Gewalt gegen andere -
Gewalt gegen sich selbst" einge-
laden und dafür zwei erstrangige
Referenten gewinnen können:
Professor Dr. Edwin Kube, Kri-
minalitisches Institut des Bun-
deskriminalamts, und Werner
Rothenberger, Staatliches
Schulamt Frankfurt am Main,
zuständig für Suchtprävention.

Kube berichtete, daß die Ge-
waltkriminalität in der Bundes-
republik schon 1991 um 10 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr zu-
genommen hatte. Noch steiler
stieg 1992 die Anzahl der Ge-
walttaten gegen Ausländer an.

Rothenberger sprach über
seine Erfahrungen im Schulall-
tag. Die Gewalt unter Heran-
wachsenden beginne mit dem
Ausnutzen der Schwäche von
Mitschülern. Demutshandlun-
gen würden erzwungen und
Schutzgelder erpreßt. Ober den
Raub von Kleidungsstücken
steigerte sich die Gewalt zu Kör-
perverletzungen .

des Westens militärische Solida-
rität erfahren und dürfe sich nun
nicht davonstehlen, wenn es um
Hilfe zur Herstellung des Frie-
dens gebeten werden.

Unterstützung findet Weisser
auf dem Forum „Ethische
Aspekte einer neuen Sicher-
heitspolitik", zu dem der Evan-
gelische Arbeitskreis (EAK) der
CDU/CSU eingeladen hat, beim
außenpolitischen Sprecher der
Unions-Bundestagsfraktion,
Karl Lamers: „Wir sind völlig
ungeeignet, anderen gute Rat-
schläge zu erteilen, so lange wir
abseits stehen." Er will den nicht
zuletzt in Frankreich erhobenen
Vorwurf nicht mehr länger hö-
ren: „Die Deutschen zahlen mit
dem Scheck, wir aber mit dem
Leben."

Für die EAK-Vorsitzcnde,
Bundesministerin Angela Mer-
kel, hat sich durch die deutsche
Einheit jede Sonderaußenpoli-
tik überlebt. „Durch Auswei-
chen in formale Argumente wer-
den wir als Politiker in diesem
Streit nicht bestehen."

Aber es geht nicht nur um die
Politiker, sondern auch um die
Bevölkerung, die auf einen sol-

chen Einsatz ihrer Soldaten
noch gar nicht vorbereitet ist.
Militärgeneraldekan Johannes
Ottemeyer spricht von einer
„moralischen Unruhe", die die
Bundeswehr längst bei dieser
Frage erfaßt habe und vor der er
„hohen Respekt" hat. Die Sol-
daten wollen wissen, ob ihr Ein-
satz Sinn macht, sagt Otte-
meyer, der kürzlich sowohl bei
den deutschen Blauhelmen in
Kambodscha als auch bei den
Piloten war, die vom keniani-
schen Mombasa aus Hilfsgüter
nach Somalia fliegen.

Das Bundeswehr-Hospital in
Kambodscha, das verwundete
und erkrankte Soldaten aus 30
Nationen versorgt, ist aus der
Sicht des Militärgeneraldekans
ein für die Welt „nicht zu unter-
schätzendes Signal": „Aber man
kommt ins Grübeln, wenn
fremde Soldaten dieses Hospital
bewachen." Bislang ist deut-
schen Blauhelmen ausschließ-
lich humanitäre Hilfe erlaubt.
So der interne Kompromiß der
Regierung mit der Opposition.

Kritisch bleibt der ostdeut-
sche Pfarrer Axel Noack, der
auch dem Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland
(EKD) angehört. Aus seiner
Sicht kann nicht nur nach der
Verantwortung eines möglichen
Bundeswehreinsatzes außerhalb
der Nato gefragt werden, son-
dern es muß auch die Frage des
Glaubensgehorsams gestellt
werden. Anders ausgedrückt: es
wird zu schnell mit dem guten
Zweck argumentiert, der jedem
einsichtig sein müsse.

Für Vizeadmiral Weisser ist es
unabdingbar, der deutschen Be-
völkerung endlich deutlich zu
machen, „was auf uns zu-
kommt". Unter Umständen
eine Bundeswehr, die die Rolle
einer Feuerwehr für alle Kon-
flikte einnimmt? Weisser ver-
kennt dieses Problem nicht und
schränkt deshalb ein, daß Ver-
einte Nationen, Nato oder
Westeuropäische Union es
schon sein müssen, die einen
solchen Einsatz anfordern. Au-
ßerdem besteht Einigkeit, daß
der Soldat ein Recht auf eine
klare gesetzliche Regelung hat.
Also muß der Bundestag endlich
für ein Ende der vielen Unsi-
cherheiten sorgen, die auch die-
ses E AK-Forum nur andeuten,
aber nicht lösen konnte.

Worin wurzelt eigentlich die
allgemeine Verdrossenheit?

Gießen. Politikverdrossen-
heit - Politikerverdrossenheit -
Parteienverdrossenheit? Ver-
drossenheit allerorten - auch in
und an der Kirche. Woher rührt
diese Entscheidung, was ist da-
gegen zu tun? Hochaktuelle Fra-
gen, die der Evangelische Ar-
beitskreis des CDU-Kreisver-
bandes Gießen (EAK) unter
Leitung seines Gießener Kreis-
vorsitzenden Klaus Frömmelt
bei einem Forum „Warnsignal:
Verdrossenheit" beherzt und
unerschrocken aufgriff.

Aus der Sicht der evangeli-
schen Kirche nahm deren Deka-
natsbeauftragter für Öffentlich-
keitsarbeit, Pfarrer Hartnv.it
Schulz (Gießen), aus sozio. u
scher Sicht Dr. Barbara Waiz
(Wettenberg) und aus der Posi-
tion der Kommunalpolitik Lau-
bachs Bürgermeister Claus
Spandau Stellung. Dabei und
aus den folgenden erfreulich
sachlichen Diskussionsbeiträ-
gen ergaben sich, wie abschlie-
ßend der Moderator, AZ-Re-
dakteur Götz Diehm, zusam-
menfaßte, eine ganze Reihe von
Denkanstößen. Zwar habe man
beim gemeinsamen Nachden-
ken kein allgemeines Patentre-
zept gefunden, doch habe sich
der Eindruck gefestigt, daß je-
der einzelne jeweils im eigenen
Lebensbereich gegen negative
Erscheinungen angehen und Po-
sition beziehen könne. In die-
sem Sinne dürfe der Abend als
Bereicherung empfunden
den.

Zusammenarbeit Kirche -
Politik fordern

Hannover. „Der Kirche steht
der Wind ins Gesicht" - obwohl
z.B. die Hannoversche Landes-
kirche ein hohes soziales Enga-
gement zeigt, sich sehr vielfältig
in die öffentliche Diskussion
einbringt, die Zahl ihrer Mitar-
beiter in den vergangenen Jah-
ren um 50 % auf jetzt 20.000
erhöht hat.

So äußerte sich der neue Be-
auftragte der Konföderation
evangelischer Kirchen in Nie-
dersachsen, Oberlandeskir-
chenrat Ernst Kampermann,
vor der Landtagsfraktion und
dem EAK-Landesvorstand.
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Der Evangelische Arbeits-
kreis in der CDU/CSU hatte
eingeladen, und der Landesvor-
sitzende Gustav Isernhagen,
MdL, konnte neben Kamper-
mann und Fraktionsvorsitzen-
den Jürgen Gansäuer den Ge-
schäftsführer der Konfödera-
tion, Oberlandeskirchenrat
Behrens, und weitere Teilneh-
mer zu einem ersten gegenseiti-
gen Kennenlernen begrüßen.

In dem offenen und sehr ver-
trauensvollen Gespräch ent-
deckten Kirchen- und CDU-
Vertreter schnell auch gemein-
same Gegner: „Individualisie-
rung", „Wertewandel", „Orien-
tierungslosigkeit" waren Stich-
wörter, denen sich beide Seiten
zu stellen haben.

Das nun schon seit einigen
en regelmäßig vom EAK

angebotene Gespräch Kirche -
CDU soll fortgesetzt und inten-
siviert werden. Gustav Isernha-
gen stellte mit einiger Befriedi-
gung fest, man höre aufeinan-
der, habe zunehmend voneinan-
der gelernt und freue sich auf die
weitere Zusammenarbeit mit
Kampermann.

Mehr auf christliche Werte
besinnen

Marbach. Der Kreisverband
Ludwigsburg des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU führte
am Dienstag im Turnerheim
Marbach einen Vertrags- und
Di-skussionsabend zur Verant-

\mg evangelischer Christen
in • aktuellen politischen Fragen
durch, der sehr gut besucht war.
Als Referent hatte sich Landtag-
spräsident a. D. Erich Schnei-
der, Mitglied des Landesvor-
standes des EAK, zur Verfü-
gung gestellt, nachdem die Bun-
destagsabgeordnete, Dr. Re-
nate Hellwig, kurzfristig hatte
absagen müssen.

Erich Schneider rief in seinem
Einführungsreferat - ausgehend
von der Werteskala - alle Chri-
sten dazu auf, sich der verfas-
sungsmäßigen Erziehungsziele
wie Ehrfurcht vor Gott, Näch-
stenliebe, Friedensliebe wieder
stärker bewußt zu werden und
diese auch in ihr Handeln umzu-
setzen. Nicht zuletzt gelte das
für den politischen Bereich, in
dem christliche Werte zuneh-
mend in den Hintergrund gerie-
ten und zugunsten einer religiös
indifferenten, multikulturellen

Gesellschaft. Die Ursachen
hierfür sieht Schneider darin,
daß sich Christen auch in der
Politik kaum noch zu ihrem
Glauben bekennen.

Zur Verantwortung aller
Christen - und dabei wurde die
ökumenische Dimension mehr-
fach ausgesprochen - in aktuel-
len politischen Fragen gehöre
eben nicht nur Sachkunde, per-
sönliches Engagement und si-
cherlich viel Geld, sondern auch
viel Liebe. Und dieses christli-
che Liebesgebot gelte für alle
Lebensbereiche: für den Um-
gang mit Fremden wie auch für
Pflegeversicherung, Wohnungs-
not, Aids, Drogenprobleme und
viele weitere zur Zeit noch unge-
löste Fragen in unserer Gesell-
schaft.

Die Christen hätten hier den
Auftrag, Werte zu vermitteln
und Toleranz zu üben, ohne sich
selbst ganz aufzugeben. Ohne
christliche Werte könne kein gu-
tes Europa entstehen.

Menschenrechte und Bibel

Marburg. „Die Menschen-
rechte und die Bibel" war das
Thema einer Vertrags- und Dis-
kussionsveranstaltung, mit dem
der Evangelische Arbeitskreis
der CDU Marburg-Biedenkopf
seinen Beitrag zum „Jahr mit
der Bibel" leistete.

Als einen entscheidenden po-
litischen Faktor in unserer Zeit
bezeichnete der Referent, der
Theologieprofessor Dr. Ulrich
Luck aus Kiel, Menschenrechte,
die in der europäischen Aufklä-
rung als Anspruch nicht nur ge-
gen einen allmächtigen Staat,
sondern auch gegen die Kirche
als Institution herausgebildet
wurden. Es könne aber nicht
übersehen werden, daß die
Menschenrechte im 18. Jahr-
hundert von Menschen formu-
liert wurden, die durch das Chri-
stentum geprägt und motiviert
waren und nicht im Widerspruch
zum christlichen Glauben stan-
den. Gleichwohl könne die
Menschenrechtsproblematik
nicht unmittelbar biblisch be-
gründet werden.

Der Bibel gehe es wie den
Menschenrechtserklärungen um
die Gerechtigkeit, in der die
Welt als Ganzes heil wird und in
die Ordnung kommt, in der je-
dem Menschen sein Recht wi-
derfährt.

Radikalismus ist für keinen
Beteiligten eine Lösung

Jeßnitz. „Als der Evangeli-
sche Arbeitskreis der CDU in
Sachsen-Anhalt das Thema für
die Podiumsdiskussion mit In-
nenminister Hartmut Perschau
festlegte", so die Jeßnitzer Bür-
germeisterin und stellvertre-
tende Landesvorsitzende des
Evangelischen Arbeitskreises,
Gisela Schütze-Freysleben,
„konnte keiner ahnen, wie aktu-
ell es heute sein würde." Kaum
ein Thema bewege derzeit die
Gemüter so wie die Asylproble-
matik in Deutschland. Schrek-
kensbilder aus Hoyerswerda,
Rostock oder dem nahegelege-
nen Quedlinburg gingen um die
Welt und schockierten nicht nur
die Menschen außerhalb unse-
res Landes. Die Politiker seien
gefragt, Forderungen nach end-
lich greifenden Lösungen wür-
den immer stärker, so die Mei-
nungen.

Es waren aber nicht nur Jeß-
nitzer gekommen, um über ihre
Erfahrungen und Probleme mit
hier lebenden Ausländern zu
diskutieren. „Als man uns da-
mals über die Errichtung einer
Asylbewerbersammelunter-
kunft zwischen Retzau und
Möhlau in Kenntnis setzte", so
Brigitte Heinze von der Möh-
lauer Bürgerinitiative, „wurden
all unsere Bedenken in den
Wind geschlagen. Versprechun-
gen wurden gemacht. Eine Poli-
zeistation sollte in Möhlau ein-
gerichtet werden. Auf die und
vieles andere warten wir noch
heute. Unsere Menschen haben
Angst." Viele der Befürchtun-
gen hätten sich bewahrheitet.
Dicbstähle, Verschmutzungen
und Hausfriedensbrüche - aus-
schließlich durch die zahlreichen
im Heim lebenden Romas be-
gangen - stünden auf der Tages-
ordnung. Die Polizeistation im
abseits gelegenen Asylbewer-
berheim seien für die Möhlauer
kein Ansprechpartner und gele-
gentlich durch den Ort fahrende
Streifenwagen kein ausreichen-
der Schutz. „Wir wollen die ver-
sprochene Polizeistation direkt
im Ort", so die Forderung der
Möhlauer. Und Minister Per-
schau erklärte, sich für die Sta-
tion einzusetzen.

Den Blick für Osteuropa
schärfen

Barkhausen. Der Vollzug der
deutschen Einheit ist nur ein
Vorspiel dessen, worauf wir uns
europaweit einzustellen haben,
analysierte jetzt Christine Lie-
berknecht, Ministerin für Bun-
des- und Europaangelegenhei-
ten des Landes Thüringen.

Der evangelische Arbeits-
kreis des CDU-Kreisverbandes
Minden-Lübbecke hatte die Re-
ferentin zu dem Thema „Die
neuen Länder als Mittler zwi-
schen Ost und West - Fiktion
oder Herausforderung?" einge-
laden.

Man dürfe nicht nach einfa-
chen Lösungen suchen, meinte
die Ministerin; angesichts der
veränderten Landkarte in Mit-
tel- und Osteuropa böten die
neuen Länder jedoch Möglich-
keiten des Brückenschlags . Mit
den Staaten des früheren Ost-
blocks verbände sie nicht nur die
Erfahrung von 40 Jahren Sozia-
lismus, sondern auch zahlreiche
daraus entstandene Beziehun-
gen und gemeinsame Erfahrun-
gen beim Prozeß der nationalen
Selbstfindung. Hieran müsse an-
geknüpft werden.

Zunächst jedoch müsse sich
die West-Fixierung der neuen
Länder normalisieren , bevor
der Blick nach Osten geschärft
werden könne. Erst wenn Eu-
ropa mitteleuropäisiert werde
und zu seinen Traditionen zu-
rückfände, zitierte die Refe-
rentin den Ungarn György Kon-
rad, könne es wieder zu sich
selbst finden. Für die alte Bun-
desrepublik sei Woodstock und
New Orleans immer näher ge-
wesen als Teile der osteuropäi-
schen Kultur .

Neuwahlen

München. Der EAK-Bezirks-
verband Oberbayern hat auf sei-
ner letzten Versammlung für
weitere zwei Jahre Rechtsan-
walt Rolf Picker einstimmig zum
Vorsitzenden gewählt.

Als Stellvertreter wurden ge-
wählt: Christina Rösler und
Manfred Schmidt.

Beisitzer sind: Werner
Adolph, Erna Andörfer, Chri-
stian Kopp, Nika Prinzessin zur
Lippe, Hans Jochen Niescher,
Guido Nörtemann, Heinz Ro-
ethig, Gisela Vasatko, Matthias
Vieweger, Klaus Zickenheiner.
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